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Einladung | Konferenz der Rreife IX und X 


Verband ſchweiz. Honlumvereine. 


zur 


Konferenz des WIII. Kreiſes Sonntag den 29. Okt. 1911, nachmittags 2 Uhr, 
2 (Vorort Niederſchöntal) ö im Gaſthof zum „Rößli“ in Brugg. 


auf Traktanden: 
Sonntag den 5. Novem. 1911, vormittags 9 Uhr, J. Blockade der Bäckerei des Konſumvereins in Aarau. 
im „Nebſtock“ in Freukendorf. 2. Beſteuerung der aargauiſchen Konſumvereine. 
3. Verſchiedenes. 


Verhandlungsgegenſtände: 
6 n Zu zahlreicher Beſchickung dieſer Konferenz laden 


1. Appell. | e 20 
8 55 freundlich ein 
2. Verleſen des letzten Protokolls. 1 R 12 
3. Referat über „Inventur“. Ar | Die Kreisuorſtände. 
4. Referat über Verbands⸗Schuhfabrik. Den Vereinsverwaltungen empfehlen wir zur An- 
8 se eines 1 en 8 B RE N schaffung für ihre Bibliotheken: 
>. Beſtimmung des nächſten Verſammlungsortes. & 2 8 l 
7. Verſchiedenes. Die Buchführung für kleinere Konsumvereine 
Die Genoſſenſchaften find erſucht, die Zahl ihrer Teil nebst Musterbeispiel eines Geschäftsganges 
nehmer am gemeiſamen Mittageſſen (Fr. 2. 50 ohne Wein) Preis Fr. 3. 
gefl. bis 3. November dem Allgemeinen Konſumverein in | Diese Broschüre in Grossquart, eignet sich vorzüglich 
Niederſchöntal mitzuteilen. als Nachschlagewerk und zum Selbststudium. 
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Offerten unter Chiffre J. D. U. sind zu richten an den V. S. K. in Basel. 5 

— ee Töchter, Deutsch, Französisch und Italiensch sprechend, 

E solider Mann, der gewandt im Rechnen und Schreiben ist suchen Stelle in einem grösseren Konsumverein. Dieselben sind 

und mit Fuhrwerk und Pferden umzugehen versteht, sucht | im Fache gut bewandert, da sie seit Jahren ein gleiches Geschäft 
Stelle in einem grösseren Konsumverein. Gefl. Angebote unter | führten. Gute Referenzen stehen zu Diensten. Offerten unter I. P. 206 
Chiffre A. L. poste restante Egerkingen bei Olten. an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


ochter aus achtbarer Familie, mit dreijähriger Sekundar- E junger, durchaus selbständiger Bäcker, tüchtig und solid, sucht 

schulbildung, in Kontokorrent, Stenographie und Maschinen- Stelle in einer Konsumvereinsbäckerei. Gute Zeugnisse sind 
schreiben bewandert, wünscht Stelle in einem Konsumverein, wo sie | zur Einsicht bereit. Offerten an Herrn Xaver Willi, Bäcker, Aesch 
hauptsächlich in den Ladenservice eingeführt würde. Eintritt (Kt. Luzern). 
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Nr. 42. 


Führende Gedanken. 


Vielen iſt der Sozialismus nur ein Aeußeres und 
Aeußerliches s; fie wollen die Welt anders machen, damit 
man es in der Welt bejier habe, und denken nicht daran, 
auch die Menſchen anders zu machen, damit der Menſch 
beſſer werde. „Macht die Welt anders, ſo werden auch die 
einzelnen Menſchen anders ſein!“ Aber jene kann nicht 
anders werden, wenn nicht dieſe zuvor anders, mit den 
idealen Faktoren der Ehre und der Pflicht erfüllt worden 


find. Je ſchlechter ſomit der Sozialismus die Welt von 
heute findet und ſchildert, deſto unmöglicher macht er ſich 
ſelbſt. Sine neue Heit wächſt aus der alten heraus; liegen 


alſo nicht in dieſer alten ſelbſt ſchon die Kräfte, 
und Keime zur Hervorbringung des Neuen, jo iſt es um 
dieſes Neue zum voraus geſchehen. Aus nichts wird nichts 
— das iſt auch im Geſetz des geiſtigen Lebens. 

Innerhalb des Alten und auf dem eigenen Boden 
dieſes Alten gilt es, die neuen Kräfte wachfen und erſtarken 
zu laſſen, welche imſtande ſind, eine neue Welt zu bauen. 
Und darum iſt es viel wichtiger, auch viel intereſſanter als 
alle jene utopiſtiſchen Ausblicke in eine ferne Zukunft, von 
der wir nichts wiſſen können, den ſozialen Geiſt in unſerer 
Welt aufzuſuchen und zu fragen, was von ihm ſchon da iſt. 
Und an dieſes Vorhandene heißt es dann anknüpfen, dieſen 
Geiſt auf unferem Boden pflanzen und pflegen und Der: 
anſtaltungen treffen, um ihm zum Durchbruch zu verhelfen 
und ihn in die richtige Bahn zu lenken. 

Auch eine Revolution ſiegt nur dann, 
bereitet iſt und das Alte zuvor ſchon innerlich überwunden 
hat; und nachdem ſie geſiegt hat, iſt die Welt nicht mit 
einem Schlage neu, das Alte iſt noch immer da und wirkt 
fort; die Formen können plötzlich neu werden, die Sitten 
niemals; die Geſetze und Einrichtungen können auf den 
Kopf geſtellt werden; die Menſchen bleiben die alten. Und 
dieſer Fuſammenhang des Alten mit dem Neuen iſt nicht 
nur dem unhiſtoriſchen Sinn verſchloſſen, ſondern ihn ver— 
ſteht auch derjenige nicht, der den Menſchen nicht kennt. 

Aendert erſt die Motive, ſonſt bleibt's auch in den 
äußeren Verhältniſſen beim Alten und bleibt ſelbſt unter 
neuen Formen beim Alten. . . . Wenn ihr aber mit der Logik 
anfangt und mit den Motiven aufhört, dann, fürchte ich, 
wird überhaupt nichts neu werden. 

Und doch ſoll nicht alles bleiben wie es iſt; denn der 
ſoziale Geiſt hat recht und ihm gehört die Fukunft. Aber 
mit dem Traum, daß dieſer Geiſt eines Morgens, wenn 
wir aufwachen, da ſein werde, iſt es nichts. Sitte und 
Sittlichkeit find langſam wachſende und werdende Mächte. 
Und dann Schritt für Schritt! im Gegebenen, am Gegebenen, 
umbauen, weiterbauen, auf dem alten Boden in den neuen 
Geiſt hineinwachſen, geduldig arbeiten und ſich und andere 
erziehen, ſittlich erziehen für den neuen Geiſt und in 


Anſätze 


wenn ſie vor— 


dem neuen Geiſt und uns ſo fähig machen für die Er 
füllung unſerer 


ſozialen Aufgaben das iſt zwar nicht 


ſo vielverſprechend und ſo morgenſchön, 
Traum vom Leben der Menſchen in Utopia; aber 
praktiſcher als träumen. Theobald Ziegler 

„Die ſoziale Frage eine ſittliche Frage.“ 


wie der goldene 
es iſt 


Weiteres zum Teuerungsproblem. 
Von A. Drechsler 


Die ſeit längerer Zeit 1 und in dieſem Jahr 
durch die Gunſt einer beſonders trockenen Witterung ge— 
förderte Teuerung iſt ſo recht geeignet, alle, nament— 
lich die untern und mittleren Volksſchichten, welche ſich 
ſonſt ſehr wenig um derlei Dinge bekümmerten und meiſt 
auch keinen Hochſchein davon hatten, mit dem Weſen und 
den Triebfedern des Wirtſchaftslebens bekannt zu machen 
und es wird daher dieſe Teuerung inſofern auch ihren 
Nutzen zeitigen, daß ſie mit der Vertiefung und lebendig 
empfundenen Erkenntnis der Grundurſachen unhaltbarer 
Wirtſchaftszuſtände unzweifelhaft auch zur bewußten Ver— 
folgung der Mittel zur Abhilfe führen wird. 

Es wird jetzt ſo viel von den Urſachen der Teuerung 
geſchrieben, geſprochen und mit allerlei mehr oder weniger 
weitſchweifigen und verwirrenden Unterſuchungen alles 
Mögliche zu beweiſen verſucht. Bei aller Gelehrtheit, an— 
ſcheinender Gründlichkeit und zur Schau getragenem guten 
Willen kann man aber das Gefühl und wenn man dem 
Gefühl nachſpürt, auch die Ueberzeugung nicht los werden, 
daß hinter all den aufgezählten und breitgeſchlagenen 
Teuerungsurſachen ſich noch ein ungelöster Reſt verbirgt, 
ohne deſſen ungeſchminkte Aufdeckung das rollende Rad der 
Teuerung eben in dem den Umſtänden jeweilen entſprechenden 
Tempo weiterrollen wird. 

Bei den Erörterungen über die Urſachen der Teuerung 
läuft auch ſehr viel Blendwerk mit, geeignet, dem Volke 
Sand in die Augen zu ſtreuen, damit es wie bisher nicht 
ſehen ſollte, woher ihm die Beſſerung kommt. Das hat in 
ganz vorzüglicher Weiſe auch der Staatsminiſter v. Brett⸗ 
reich im bayeriſchen Landtag beſorgt, deſſen „bedeutſame 
Erklärungen“ in Nr. 41 des „Schweiz. Konſumverein“ 
wiedergegeben wurden und eine Kritik deshalb heraus— 
fordern, damit die ſchweiz. Genoſſenſchafter ihre Aufklärung 
nicht ganz nach miniſterlichen Anſchauungen richten, ſondern 
auch ſelbſt zu urteilen ſich gewöhnen. 

Zur Entſchuldigung und zur Schmerzlinderung für 
ſeine Bayern konnte der Staatsminiſter anführen, daß 
nicht nur in Europa, ſondern ſo ziemlich in aller Welt 
Teuerung herrſche, woran nicht überall die Trockenheit 
Schuld ſein wird. Der univerjelle Charakter der Teu— 
erung weiſt auch auf einen univerſellen Machtfaktor hin, 
welcher die Teuerung bewirkt und von Land zu Land 
weiterleitet, und dieſer Machtfaktor heißt Kapitalismus, 
von dem der Herr Staatsminiſter allerdings nichts ge— 


Luzern. 


ſprochen hat. 
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Herr v. Brettreich hat auch den Bevölkerungszuwachs, dieſem patriotiſch klingenden ſogenannten Schutz der Land— 


ſowie die Einkommensſteigerung und die damit zuſammen— 
hängende beſſere Lebenshaltung und daherige vermehrte 
Nachfrage nach Lebensgütern als Teuerungsurſachen an— 
geführt. Ganz richtig, denn der Kapitalismus benutzt jeden 
auch noch ſo geringfügigen Umſtand als Mittel zur Volks— 
ausbeutung und was ſich nicht auf natürliche und ehrliche 
Weiſe gibt, das wird durch künſtliche Hilfsmittel, wie Zölle, 
Einfuhrerſchwerungen, Produktionseinſchränkungen, ge— 
fälſchte Ernteberichte, Vorratsverheimlichung u. ſ. w. u. ſ. w. 
nachgebeſſert. Die Wahrheit und Grundurſache aber iſt, 
daß die Kapitalbildung, welche man auch Goldproduktion 
nennen mag, in viel, ſehr viel ſtärkerem Maße ſtattfindet 
als das Wachstum der Nachfrage nach Lebensgütern, und 
daß daher das Kapital als der unter gegenwärtigen Ver— 
hältniſſen entſcheidende Machtfaktor den Ausgleich in er— 
höhter Preisbildung ſucht und findet. So etwas doziert 
ein Staatsminiſter ſeinen Hörern freilich nicht, der auch 
dazu geholfen haben wird, dem Volk Schutzzölle ꝛc. aufzulegen, 
welche die Lebenshaltung des Volkes zu Gunſten fapita- 
liſtiſcher Intereſſen verteuern und der es opportun findet, 
durch Empfehlung von vorübergehenden und möglichſt 
billigen Notſtandsmaßnahmen das betrogene Volk mit 
etwas behördlichem Wohlwollen zu ködern. 

Einen Finger auf einen wunden Punkt des Wirtſchafts— 
lebens hat der Staatsminiſter gelegt, indem er auf die un— 
verhältnismäßige Zunahme der Zwiſchenhändler und das 
zunehmende Uebermaß des Zwiſchenhandelprofits hinwies. 
Auch das ſind wieder lauter Reſultate des anarchiſch— 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems, welchem bis dahin eine 
höchſt mangelhaft organiſierte Verbrauchermaſſe entgegen— 
ſteht. Die gerügte Erſcheinung erklärt ſich übrigens ohne 
große Schwierigkeit ſchon aus dem Beiſpiel der ebenfalls 
zahlreicher werdenden freiwilligen Abſtinenten der Arbeit 
mit mühelos erworbenem Beſitz und was die unverhältnis— 
mäßige Steigerung des Zwiſchenhandelsprofits betrifft, ſo 
iſt daran nicht nur die wachſende Zahl der Zwiſchenhändler, 
ſondern eben auch die zunehmende Teuerung des Lebens 
und der Mieten ſchuld, welche beſonders die Kleinhändler 
zu bedeutend größeren Zuſchlägen nötigt. So kommt es, 
daß die Konſumenten in den Preiſen ihrer Bedarfsgüter, 
der Mieten ꝛc., eine wachſende Profitrate des Kapitals zu 
entrichten haben, welche in der Bodenverſchuldung ihren An— 
fang nimmt und ſich beim Zwiſchenhandel in unheimlicher 
Progreſſion fortſetzt und ſich ſchließlich auf dem Rücken 
des Verbrauchers entladet. 

Der Herr Staatsminiſter hat in ſeinen Ausführungen 
auch die Steigerung der Arbeitslöhne als Grund der 
Teuerung angeführt. Es iſt das nun überhaupt ein ziem⸗ 
lich beliebtes Karnikel, um die Teuerung zu erklären und 
zum Teil mag die Lohnſteigerung auch die Produkten— 
teuerung mitbewirken. Es iſt aber ſehr auffallend, daß die 
durch Betriebsänderungen und Sparmaßnahmen und Er— 
höhung der Produktionskraft der Arbeit erzielten Arbeiter— 
reduktionen und Verbilligung der Betriebskoſten nicht ſo 
fleißig und gewiſſenhaft vor der Oeffentlichkeit gebucht 
werden. Das würde natürlich dem Intereſſe an der 
Steigerung der Profitrate nicht entſprechen, während die 
öffentliche Buchung jeder auch noch ſo geringfügigen Lohn— 
ſteigerung profitabel ausgenutzt werden kann. Das Heer 
der auf die Schultern der Allgemeinheit abgewälzten Ar- 
beitsloſen, die Reſultate der Volkszählungen über den 
Rückgang der Landbevölkerung und die Auswandererziffern 
nebſt andern ſehr deutlichen Anzeichen ſprechen unzwei— 
deutig dafür, daß ſich bei allem heuchleriſchen Jammer 
ein kapitaliſtiſches Plus herausbildet. 

Die Rede des mehrgenannten bayriſchen Staats- 
miniſters iſt für die volkswirtſchaftliche Auffaſſung des 
Teuerungsproblems unſerer Staatenlenker auch wegen ihres 
ſtarken agrariſchen Einſchlages typiſch, welcher in der Ver— 
teidigung des Schutzzollſyſtems und in der Notwendigkeit 
des beſondern Schutzes der Landwirtſchaft gipfelt. Unter 
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wirtſchaft verbirgt ſich und enthüllt ſich aber mehr und 
mehr ein ſchwindelhafter Volksbetrug und als eine ſtaat— 
lich geförderte Koalition von Grundbeſitzer und Kapitals⸗ 
intereſſen, als ein Erziehungsmittel zur Ausbeutung der 
Maſſen, denn aller dieſer Schutz hat ſich immer noch in 
der Bodenverſchuldung kapitaliſiert und kommt dem Volke 
in der Geſtalt verteuerter Produktenpreiſe, als dem Zeichen 
geſteigerter kapitaliſtiſcher Profitrate, zum Bewußtſein. 
Dieſe berührten Hauptmomente der Ausführungen 
des Staatsminiſters fordern aber nicht nur zur Kritik 
heraus, ſondern durch ihren abſoluten Mangel an zu er— 
wartenden wirkungsvollen ſtaatlichen Abhilfmaßnahmen 
auch zur Prüfung der von dem auf ſich ſelbſt angewieſenen 
Volke zu ergreifenden Gegenwehrmaßnahmen. Da ergibt 
ſich in erſter Linie die Notwendigkeit des intenſiven Aus— 
baues und der Ausbreitung der Konſumentenorganiſation 
in Genoſſenſchaſten und zwar zur nationalen und inter— 
nationalen Zuſammenfaſſung der Konſumkraft und Spar— 
kraft der Maſſen, zur Anſammlung von Lebensgütern, zur 
Bildung kräftiger Reſerven und zu regelmäßigen Ab— 
ſchreibungen auf den Mobilien- und Immo bilienbeſitz. 
Zufolge dieſer Finanzwirtſchaft und bei ſonſtiger rationeller 
Betriebsweiſe werden die Genoſſenſchaften der Notwendigkeit 
überhoben, bei ſteigenden Preiſen mit ebenfalls ſteigender 
Zuſchlagsrate operieren zu müſſen, wie das beim privaten 
Zwiſchenhandel der Fall iſt und es wird ſich gleichwohl 
ſozuſagen automatiſch eher eine Steigerung der Ueberſchuß— 
rate herausſtellen. Es iſt das ein überaus wichtiger, von 
der Mitgliedſchaft in ſeinen Folgen für die Zukunft leider 
noch viel zu wenig erkannter, die Befreiung von der Kapital— 
herrſchaft vorbereitender Vorzug der Konſumgenoſſenſchaften. 
In zweiter Linie ergibt ſich als Konſequenz des Ge— 
ſagten und in Anſehung der Tatſache, daß der Kapitalismus 
ſeine Hauptmacht auf den Bodenbeſitz, reſpektive auf die 
Beherrſchung der Bodenbeſitzer durch das Mittel der Ver— 
ſchuldung und der ſpekulativen Ausnutzung des Bodens 
auf Koſten des übrigen Teils des Volkes, vornehmlich auch 
durch ſeine ſtaatlichen Machtmittel ſtützt, für die Genoſſen— 
ſchaften der Konjumenten mehr und mehr die Notwendigkeit, 
ſich nicht nur auf die Vermittlung der tauglichen Ver— 
brauchsgegenſtände zu beſchränken, ſondern auch eine ziel— 
bewußte Bodenpolitik in Angriff zu nehmen, und zwar 
die ſtädtiſchen Konſumgenoſſenſchaften in Form der Woh— 
nungsfürſorge und der Verband durch den Verſuch des 
Betriebs einer größeren Gutswirtſchaft. Die Wohnungs— 
frage iſt von verſchiedenen ausländiſchen Vereinen mit 
Erfolg in Angriff genommen worden und dürfte der All— 
gemeinheit auf dieſem Gebiete ſozialer genoſſenſchaftlicher 
Betätigung wohl ſo in die Augen ſpringen, daß eine weit— 
läuſige Begründung überflüſſig erſcheint. Immerhin mag 
betont werden, daß der Mietzins in Bädern und induſtriellen 
Orten einen unverhältnismäßig großen Teil des Arbeits— 
einkommens zu verzehren pflegt und daß jede, in der Regel 
nicht unbeträchtliche und meiſtenteils ungerechtfertigte Steige— 
rung ein empfindliches Loch in das Haushaltungsbudget 
zu reißen imſtande iſt, ſo daß die Konſumgenoſſenſchaften 
ihren Mitgliedern ein wirklich wertvolles Mittel der Selbſt— 
hilfe zu bieten in der Lage ſind. Was nun den Gedanken 
des Betriebs einer Gutswirtſchaft durch den Verband betrifft, 
ſo hat die Erfahrung und Beobachtung herausgeſtellt, daß 
die Konſumgenoſſenſchaften mit dem Grundſatz der un— 
mittelbaren Beziehungen zwiſchen Produzenten und Konſu— 
menten allein auf die Dauer nicht auszukommen vermögen, 
wenn ſie nicht gleichzeitig ſelbſt Produzenten ſind. Es hat 
ſich, beſonders auch auf dem Landesproduktenmarkt gezeigt, 
daß dem Produzenten die verſchiedenſten Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, um die Produktenpreiſe immer mehr in die 
Höhe zu treiben, und daß er auch nicht Anſtand nimmt, 
an deren Lieferung ſehr läſtige Bedingungen zu knüpfen. 
So lange ſich der Produzent einem Kontrahenten ohne 
gleichartigen Beſitz und ohne gleich- oder mehrwertige Be— 


triebserfahrung gegenüberſieht, glaubt er ihn als unwiſſenden 
und hilfloſen Ignoranten betrachten, behandeln und übers 
Ohr hauen zu können. Es wiederholt ſich hier die gleiche 
Erfahrungstatſache, wonach überall da, wo eine Konſum— 
genoſſenſchaft ihre ſchwachen Flügel zu entfalten ſich an— 
ſchickt, auch gleich alle Krämer ihre Kundſchaft mit andern 
Augen zu meſſen beginnen. Ganz gleich würde es gehen, 
wenn der Verband als nationaler Vertreter der organi— 
ſierten Konſumenten als eigener Betriebsinhaber auf dem 
Landesproduktenmarkt erſcheinen und hinter ſeiner anfäng- 
lichen Kleinheit die wachſende Größe und die ſchwindende 
Ohnmacht der Maſſen ahnen laſſen würde. Angeſichts der 
herrſchenden Teuerung ſcheint mir daher ein ſolcher Guts— 
betrieb ſchon im Intereſſe einer richtigen Volksernährung 
eine viel näher liegende und volkswirtſchaftlich viel wichtigere 
und in manch anderer Hinſicht weitergreifende Aufgabe zu 
ſein, als z. B. die Errichtung einer Schuhfabrik und zudem 
eine Aufgabe, welche mit Aufwand von weit weniger Mitteln 
und Kräften einen ungleich größern und vielſeitigeren Nutzen 
für die Allgemeinheit verſpricht. 

Zu den Mitteln der Selbſthilfe, welche geeignet ſind, 
der Schraube der Teuerung für die Folge zu entrinnen, 
darf auch die vom Verband vor einiger Zeit errichtete 
Bankabteilung bezeichnet werden, als deren Geſchäſtszweige 
an dieſer Stelle nur die Vermittlung des Geldverkehrs der 
Mitglieder der Verbandsvereine und die Vermittlung von 
Verſicherungen genannt ſein mögen. Speziell auf dem 
Gebiete der Kranken- und Unfallverſicherung wäre den 
Konſumgenoſſenſchaften auf die Annahme der eidgenöſſiſchen 
Verſicherungsgeſetze hin Gelegenheit geboten, vielen Tauſen— 
den ihrer noch unverſicherten Mitglieder bequeme Ver— 
ſicherungsgelegenheit und damit in vielen Fällen eine be— 
deutende Erleichterung zu bieten. Verband und Vereine 
könnten ſich durch organiſiertes Vorgehen auf dieſem Ge— 
biete ſozialer Fürſorge ein dankbares Tätigkeitsfeld zur 
Förderung des Volkswohls ſchaffen. 

Zum Schluſſe kann ich nicht unterlaſſen, darauf hin— 
zuweiſen, daß es für die Konſumgenoſſenſchaften auf die 
Dauer zu einem Bedürfnis werden wird, aus ihrer wirt— 
ſchaftlichen Iſolierung und Selbſtgenügſamkeit herauszu— 
treten und Annäherungsverſuche an verwandte und gleiche 
Ziele verfolgende Organiſationen, immerhin unter Wahrung 
der eigenen bewährten Prinzipien, einzuleiten und zu ver— 
einbaren. Eine ſolche Vereinbarung iſt mit dem Schweiz. 
Gewerkſchaftsbund in Beratung und es iſt zu hoffen, daß 
es in einer für beide Teile nutzbringenden Geſtalt von der 
nächſten Delegiertenverſammlung aus der Taufe gehoben 
werden könne und weitern Anſchlüſſen rufe. 


So ſteht den organiſierten Konſumenten manches 
Mittel und mancher Weg offen, um der verteuernden Be— 
drückung durch Selbſthilfe ohne ſtürmende Draufgängerei 
nach und nach zu entrinnen und ein auf Eigenbeſitz ge— 
gründetes ſorgenfreieres Daſein aufzurichten. 


Staatsbahnen in der Monarchie und in der Demokratie. 
Die allgemeine Teuerung, die zu einem eigentlichen Not— 
ſtand ſich entwickelt hat, hat in Deutſchland und auch in 
andern Ländern die Regierungen veranlaßt, verſchiedene 
Abhilfeaktionen zu treffen, z. B. durch Ermäßigung der 
Transporttarife auf den Staatsbahnen. Dieſe Ermäßigungen 
ſind z. B. im benachbarten Großherzogtum Baden in fol— 
gendem Umfange bewilligt worden: „Ausnahmetarif für 
friſche Kartoffeln bei Aufgabe als Stückgut und in Wagen— 
ladungen von fünf und zehn Tonnen; Ausnahmetarif für 
friſche Feld- und Gartenfrüchte, ſowie für Hülſenfrüchte 
als Stückgut und in Wagenladungen von fünf und zehn 
Tonnen; Ausnahmetarif für Futter- und Streumittel, ſo— 
wie für Mais zu Brennereizwecken als Stückgut und in 
Wagenladungen zu fünf und zehn Tonnen; Ausnahmetarif 
für Düngmittel und Rohmaterialien der Kunſtdünger— 
fabrikation in Ladungen von zehn Tonnen. 
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Den Ausnahmetarifen liegen im weſentlichen Er— 
mäßigungen der regelrechten Frachtbeträge um 50 Prozent 
zu Grunde. Für einzelne Artikel wird eine weitere Er— 
mäßigung von 15 Prozent gewährt, wenn die Sendungen 
durch gemeinnützige Organiſationen oder Gemeindebehörden 
bezogen werden. Der Notſtandstarif wird auch auf den 
Verkehr mit andern deutſchen Bahnen ausgedehnt. Da— 
gegen iſt derſelbe für Transporte, welche nach der Schweiz 
beſtimmt ſind, nicht gültig.“ 

So wird in der Monarchie in Teuerungszeiten für 
die Bevölkerung geſorgt. Wie ſteht es aber in unſerer 
demokratiſchen Schweiz? Unſern Leſern iſt bekannt, daß 
die Verwaltungskommiſſion V. S. K. rechtzeitig ein Geſuch 
um generelle Tarifermäßigung an die Generaldirektion 
der Bundesbahnen gerichtet hat; wer aber glaubt, es ſei 
dieſem Geſuche auch nur zum Teil entſprochen worden, 
irrt ſich ſehr — nicht einmal einer Antwort ſind wir ge— 
würdigt worden. Aus dem offiziellen Communiqué über 
die letzte Sitzung des Verwaltungsrates der S. B. B. konnte 
man dagegen entnehmen, daß die Generaldirektion 8. B. B. 
ihren ablehnenden Standpunkt mit der Erwägung moti— 
vierte, die Konſumenten hätten von einer ſolchen Er— 
mäßigung doch nichts, nur die Zwiſchenhändler! Als ob 
nicht Konſumvereine exiſtieren würden, deren Kalkulationen 
jedem offen darliegen und das Gegenteil beweiſen! 


Eine Abwehrbewegung der deutſchen Ronſumvereine. 
. 

Die offenen und geheimen Wühlereien, welche die 
Mittelſtandsleute und ihre Parteigänger in Deutſchland 
gegen die Konſumvereine ſeit Jahren ununterbrochen be— 
treiben, haben ſich neuerdings zu einem Umfang und einer 
Intenſität geſteigert, daß es nachgerade als eine an ver— 
brecheriſche Paſſivität grenzende Unterlaſſungsſünde er— 
ſcheinen müßte, wenn die Konſumvereine noch länger zögern 
wollten, in irgend einer Weiſe aus der bisher beobachteten 
politiſchen Reſerve herauszutreten und wenigſtens in— 
direkt in die wirtſchaftspolitiſchen Kämpfe einzu— 
greifen. Was ſie bisan davon abhielt, ihre Machtmittel in 
die politiſche Wagſchale zu werfen, das war ein unter anderen 
Umſtänden entſtandener Neutralitätsbegriff und die Scheu vor 
geſetzlichen Beſtimmungen, welche den Organen der Genoſſen— 
ſchaften verbieten, ſich unmittelbar mit politiſchen Dingen 
zu befaſſen. In dem an ſich ſehr zweckmäßigen und kor— 
rekten Beſtreben, die Politik aus den genoſſenſchaftlichen 
Organen zu verbannen, welche die vitalen Intereſſen, die 
Exiſtenzbedingungen und die Rechtsgrundlagen der Genoſſen— 
ſchaften nicht berührt, hat man aber die Abſtinenz ent— 
ſchieden zu weit getrieben und zu Gunſten einer abſo— 
luten politiſchen Neutralität auch auf jede indirekte politiſche 
Intereſſenvertretung verzichtet. Das mochte noch angehen, 
ſo lange die Rechtsſtellung der Genoſſenſchaften unange— 
taſtet und im Sinne des urſprünglichen Genoſſenſchafts— 
geſetzes gewahrt blieb; aber ſeit faſt zwei Jahrzehnten ift 
in Deutſchland eine Bewegung im Gange, deren offen— 
ſichtliches Ziel die Untergrabung des Rechtsbodens iſt, 
von deſſen Sicherheit und Feſtigkeit die gleichmäßige und 
ſtreng legale Entwicklung der genoſſenſchaftlichen Organi— 
ſationen jeder Art abhängt. Die politiſche Enthaltſamkeit, 
die vor etwa fünfzehn Jahren noch eine Wohltat ſein 
mochte, iſt inzwiſchen zu einer Plage geworden, denn die 
ſeitdem inſzenierten Umtriebe gegen die Konſumvereine 
haben die Einheit der genoſſenſchaftlichen Geſetzgebung 
durchbrochen und zu Korrekturen, Einſchränkungen und 
Ergänzungen geführt, die unſchwer als Elemente einer 
parteiiſchen Ausnahmegeſetzgebung zu erkennen ſind. 

Jedes geſetzgeberiſche Werk unterliegt der Fortbildung, 
denn es muß den Bedürfniſſen, die ſich im ſittlichen und 
wirtſchaftlichen Entwicklungsprozeſſe der Geſellſchaft wandeln, 
angepaßt werden; es iſt aber ein großer Unterſchied, ob 
die Veränderungen ſich unter dem Drucke innerer Not— 
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wendigkeiten vollziehen oder ob ſie unter Einwirkungen 
erſolgen, die nicht im Weſen der Sache liegen. Die Ent— 
wicklung, welche die deutſche Genoffenſchaftsgeſetzgebung 
unter dem Einfluß der Mittelſtandsbewegung genom— 
men hat, iſt die Geſchichte eines Flickwerkes. Wir be— 
dienen uns nicht gerne ſtarker Ausdrücke, doch Flick— 
und Pfuſchwerk iſt die einzig adäquate Bezeichnung 
für alles, was in den Rahmen des deutſchen Genoſſen— 
ſchaftsgeſetzes ſeit Mitte der neunziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts ohne jede Rückſicht auf Geiſt und 
Ebenmaß des Ganzen hineingepreßt wurde. Urſprünglich eine 
Volksſchöpfung, iſt dieſes Geſetz zu einer Parteiſchöpfung 
verunſtaltet worden, und dies allein erklärt die logiſchen 
Ungeheuerlichkeiten, die es zu einem Denkmal prinzipien— 
loſer Novellendrechslerei ſtempeln. Nach dem Geiſte des 
urſprünglichen Geſetzes erſcheint das geſamte Genoſſenſchaſts— 
weſen als ein neutrales, allen Elementen der Geſellſchaft 
offenes Gebiet, und wie dieſes Gebiet allen Volkskräften 
erſchloſſen war, ſo ſollte es auch ausnahmslos allen, einem 
jeden nach ſeinem Bedürfnis, geſichert bleiben. Man wollte 
die wirtſchaftliche Aſſoziationsbewegung ja nicht hemmen, 
ſondern fördern. Dieſen Geſichtspunkt hatte V. A. Huber 
in ſeinem der preußiſchen Regierung erſtatteten Gutachten 
mit allem Nachdruck hervorgehoben, und würde man in 
allen Dingen ſeinen Ratſchlägen gefolgt ſein, ſo wäre es 
auch zu keinerlei Kautelen gegen die Gefahren politiſchen 
Mißbrauches des wirtſchaftlichen Aſſoziationsweſens ge— 
kommen, denn er war der Anſicht, daß geſunde politiſche 
Regungen von einer erſprießlichen Entwicklung des Ge— 
noſſenſchaftsweſens nicht zu trennen ſind, unzweckmäßige 
aber darin entweder eine Korrektur erfahren oder ſich 
ſelbſt vernichten würden. Sogar Bedenken gegen die Mög— 
lichkeit revolutionärer Umtriebe ließen ihn kalt und nur 
die Verwendung von Genoſſenſchaftsgeldern zu andern als 
wirtſchaftlichen Organiſationszwecken wollte er einfach als 
Betrug geahndet wiſſen. Er meinte, diejenigen, welche die 
Wohltaten der genoſſenſchaftlichen Selbſthilfe wirklich er— 
fahren und begriffen hätten, wären die erſten, die ſich 
gegen eine nutzloſe Vergeudung von Genoſſenſchaftsmitteln 
auflehnen würden, und dies ohne Unterſchied ihrer Partei— 
ſtellung. 

An dieſen Punkt wollen wir nun hier keine weiteren 
Betrachtungen knüpfen, ſondern nur ſoviel feſtſtellen, daß 
der genoſſenſchaftliche Neutralitätsbegriff in der urſprüng— 
lich ökumeniſchen Auffaſſung des wirtſchaftlichen Aſſo— 
ziationsweſens wurzelt. Jede Form genoſſenſchaftlicher 
Vereinigung galt als gleichberechtigt und jeder Stand oder 
Berufskreis ſollte ſich die ſeinen Bedürfniſſen entſprechende 
Aſſoziationsart auswählen oder ſelbſt ſchaffen können. 

Mit der Sache nicht zuſammenhängende politiſche 
Fragen ſchieden ſomit von ſelbſt aus, während ſich die 
wirtſchaſtlichen Gegenſätze eben in der formalen Gleich— 
heit des allgemeinen Aſſoziationsrechtes auflöſen ſollten. 
Vor allen Dingen, betonte Huber ſchon in ſeiner 
erſten theoretiſchen Auseinanderſetzung, iſt die Aſſoziation 
ein von Natur neutrales Gebiet, wo auch politiſche 
Gegner ſich vereinen können, „weil jeder an dieſem Werk 
Hand anlegen kaun und muß, ohne ſeiner Sache etwas 
zu vergeben.“ Es iſt alſo ein ökumeniſches, ein allgemeines 
Moment, in dem das Neutralitätsverhältnis der Genoſſen— 
ſchaften ſeinen natürlichen Stützpunkt hat. Seine Borauz- 
ſetzung iſt eine allgemeine, ausgeglichene Rechtsbaſis, 
die allen cooperativen Organen volle Aktionsfreiheit 
gewährleiſtet, und ſoweit oder ſolange eine ſolche un— 
angetaſtet beſteht, braucht die Aſſo ziation nicht zu poli- 
tiſchen Machtmitteln ihre Zuflucht zu nehmen, denn iſt 
ſie nur in ſich ſelbſt geſund, ſo iſt ihr auch die Macht 
gegeben, ihre Sache aus eigener Kraft zur vollen 
Entfaltung zu bringen. Dieſe Auffaſſung iſt, wie geſagt, 
die Wurzel und Quelle des genoſſenſchaftlichen Neutralitäts— 
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dem Prozeß der Genoſſenſchaftsbildung beteiligten, vor 
allem, weil die arbeitende Klaſſe es im entſcheidenden Augen— 
blicke verſchmähte, in die Bewegung einzutreten. Hätte ſie 
zur rechten Zeit eine feſte genoſſenſchaftliche Poſition be— 
zogen, ſo würde eine reaktionäre Mittelſtandsbewegung 
nimmer Boden gewonnen haben, denn ſie hätte unter 
dieſen Umſtänden den Liberalismus in die Bahn ihrer 
immanenten Entwicklungsgeſetze gezogen und von vornherein 
einer wachſenden ungeſunden Ueberfüllung der Diſtributions— 
organe und damit der Erweiterung einer an ſich unproduk— 
tiven Mittelſchicht einen Wall entgegengeſetzt. Weſentlich 
unter dem Einfluß ihrer kooperativen Enthaltſamkeit ſtiegen 
die Aktien des reaktionären Kleinbürgertums und in gleichem 
Maße wurde der Liberalismus aus ſeiner urſprünglichen 
Haltung gedrängt, indem er ſich augewieſen ſah, feine 
politiſchen Stützpunkte in einer möglichſt breiten Mittel— 
ſtandsſchichte zu ſuchen. Anderſeits ſchob ihn dieſe Bewegung 
notwendig in die Nachbarſchaft der konſervativen Parteien. 
Dieſer reaktionäre Aſſimilationsprozeß wurde beſchleunigt, 
als die arbeitende Klaſſe anfangs der neunziger Jahre 
aus ihrer ökonomiſchen Reſerve heraustrat und maſſen— 
weiſe in die Konſumvereine einſtrömte. Nun verdichtete 
ſich die Konſumvereinsfrage zu einem Problem der ſoge— 
nannten Mittelſtandsrettung, die aber im politiſchen 
Schachſpiel nur eine Frage der Machtkonſtellation ge— 
wiſſer Parteien iſt, wobei es ſich im Weſentlichen um 
Stimmenfang handelt. So iſt der Konſumverein zu 
einem politiſchen Schibboleth geworden und aus dem 
unangetaſteten Rechtskreis der anderen Aſſoziations— 
arten herausgeriſſen, findet er ſich ganz auf ſich ſelbſt 
geſtellt und damit auch der urſprünglichen Neutralitäts— 
ſphäre entrückt. In ſeiner Rechtsgrundlage angegriffen, 
tritt die Sicherung derſelben mit der Dringlichkeit einer 
Exiſtenzfrage an ihn heran. Jede Reviſion des Genoſſen— 
ſchaftsgeſetzes bedeutete eine Einſchränkung ſeiner Be— 
wegungsfreiheit, ſchob ihn weiter aus der genoſſenſchaft— 
lichen Neutralitätszone heraus, wobei er allmählich eine 
Reihe von Vergünſtigungen verlor, deren ſich andere Ge— 
noſſenſchaftsarten nach wie vor erfreuen. In letzter Inſtanz 
handelt es ſich um einen Exiſtenzkampf aller diſtributiven 
Aſſoziationsformen, und da die Streiche gegen ſie aus der 
politiſchen Arena geführt werden, ſo kann eine wirk— 
ſame Abwehr auch nur auf dieſem Gebiete erfolgen. Es 
gilt jetzt, nicht nur verlorene Poſitionen wieder zu gewinnen, 
das Genoſſenſchaftsrecht und die Steuergeſetzgebung von 
den konſumvereinsſeindlichen Neuerungen zu reinigen, kurz 
die einheitliche Rechtsbaſis wieder zu erobern, ſondern 
überhaupt freie Entwicklungswege zu bahnen und allen 
reaktionären Maßnahmen einen entſchiedenen Widerſtand 
entgegenzuſetzen. 

Wie aber ſollen Genoſſenſchaften in die Politik ein— 
greifen, da ihnen doch politiſche Betätigung auf die Gefahr 
der Auflöſung hin geſetzlich unterſagt iſt? Nun, geht es 
nicht direkt, ſo müſſen eben indirekte Wege eingeſchlagen 
werden. Mit dem Verſuch einer ſolchen indirekt-politiſchen 
Abwehrbewegung, den der Zentralverband deutſcher Kon— 
ſumvereine eingeleitet hat, wollen wir uns in einem 
folgenden Artikel beſchäftigen. 


Nonſumvereine, Gewerkſchaftsbund und Lebens— 
miltelteuerung. 

(K.-Korr. aus der Konferenz des XI. Verbandskreiſes.) 

Die außerordentlich zahlreich beſuchte und gehaltvolle Ta— 
gung unſerer Kreisorganiſation am 15. ds. in der Offiziers⸗ 
kantine in Zürich nahm unter der gewandten Leitung 
Dr. Balſigers einen recht guten Verlauf. Dr. O. Schär— 
Baſel referierte über das Uebereinkommen zwiſchen 
dem V. S. k. und dem Schweizeriſchen Gewerk— 
ſchaftsbund. Die Befürchtungen der Genfer und Alt— 
dorfer Opponenten, die geteilt werden von einigen andern 
Verbandsvereinen, die ſich auf das Zirkular der Ver— 
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waltungskommiſſion vom 17. Juli haben vernehmen laſſen, 
ſind nicht zutreffend. Es handelt ſich um ſelbſtverſtänd— 
liche Punkte bis auf zwei. Vorbildliche Arbeitsverhältniſſe 
beſtehen faſt in allen Verbandsvereinen. Dieſes Prinzip 
iſt übrigens auf dem internationalen Genoſſenſchaftskongreß 
in Hamburg zum erſtenmal auf internationalem Gebiete 
zur Anerkennung gelangt. 

Tarifverträge wollen konſtitutionelle Verhältniſſe in 
unſere Betriebe bringen, bei denen Arbeitgeber und 
nehmer als gleichberechtigte Kontrahenten, alſo eigentlich 
etwas Selbſtverſtändliches, anerkannt werden ſollen. Der 
A. C. V. Baſel hat bereits beſchloſſen, mit einigen Kate— 
gorien feiner Augeſtellten Tarifverträge abzuſchließen. Wo 
die Tarifverträge ſeit längerer Zeit eingeführt ſind, wie 
bei den Buchdruckern, da haben fie ſich durchaus bewährt. 
Die Vereine ſollen zufolge der Uebereinkunft nicht ge— 
zwungen werden, ſolche Tarifverträge abzuſchließen; zur— 
zeit kommen nur die größeren Vereine, ca. 50, für den 
Abſchluß ſolcher Verträge in Betracht. Ein Landestarif 
ſoll ausgearbeitet werden, wodurch die Norm für lokale 
Tarife geſchaffen würde. 

Daß wir die gewerkſchaftliche Organiſation der An— 
geſtellten anerkennen, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, wie wir von 
den ſtaatlichen und privaten Arbeitgebern verlangen müſſen, 
daß ihre Angeſtellten und Arbeiter der Konſumgenoſſenſchaft 
angehören dürfen. 

Wer die Konſumgenoſſenſchaft als Organ der Sozial— 
reform anerkennt, findet es als durchaus in unſerer Auf— 
gabe liegend, daß unſere Lieferanten die gewerkſchaftliche 
Organiſation im allgemeinen anerkennen, das Vereinsrecht 
überhaupt nicht ernſtlich bedrohen. Konkurrenzverhältniſſe 
zwingen uns unter Umſtänden, von privaten Arbeitgebern 
die Anerkennung der gewerkſchaftlichen Organiſation zu 
verlangen. Wir denken an die projektierte Schuhfabrik 
und andere Produktionsbetriebe des Verbandes in der 
Zukunft. Der hier ausgeſprochene Grundſatz geht nicht ſo 
weit wie der bezügliche Beſchluß der Herisauer-Delegierten— 
verſammlung im Jahre 1905. Ein freundlicher Wink ſeitens 
der Verbandsleitung wird bei rückſtändigen Fabrikanten 
Erfolg haben; ſtärkere Mittel werden vorausſichtlich für 
den V. S. K. nicht in Frage kommen. 

Die Gegenleiſtungen des Gewerkſchaftsbundes ſind 
anſehnliche. Er will in Zukunft bei der Aufſtellung von 
Forderungen Rückſicht nehmen auf die Konkurrenz, gegen— 
über den bisherigen Praktiken ein bedeutender Fortſchritt, 
was der Referent anhand einiger Beiſpiele aufs Trefflichſte 
erklärte. 

Mit dem in Ziffer III vorgeſehenen Landestarif ſoll 
den größeren Vereinen an die Hand gegangen werden. 
Ein Ausgleich der Lohnſätze nach dem Beiſpiel des Buch— 
druckertarifes würde ſtattfinden. Doch würde ein ſolcher 
erſt nach ſorgfältigen Vorbereitungen und Genehmigung 
durch die Delegiertenverſammlung des Y. S. K. in Kraft 
treten können, jedoch nur für die Vereine, die ihm frei— 
willig beitreten würden. 

Die vorgeſehene Schieds- oder Einigungskommiſſion 
wird zur friedlichen Ausgeſtaltung der Arbeitsbedingungen 
viel beitragen und die Beſtimmung, daß Preßpolemiken 
in Zukunft zu unterbleiben haben, iſt nicht weniger von 
Gutem. 

Wenn, wie in Ziffer V des Uebereinkommens, gemein— 
ſame Aktionen in wirtſchaftspolitiſchen Fragen vorgeſehen 
ſind, handelt es ſich da abſolut nicht um eine Neutralitäts— 
verletzung. Einmal iſt der Gewerkſchaftsbund keine poli- 
tiſch ſozialdemokratiſche Organiſation, ſondern eine Vereinig— 
ung der Arbeiter als Produzenten zur Wahrnehmung ihrer 
wirtſchaftlichen Intereſſen, wie die Konſumgenoſſenſchaft 
ihre Organiſation iſt zur Wahrnehmung ihrer Konſumenten— 
intereſſen. Man will zuſammenarbeiten in den Fragen 
der Teuerung, des Zolltarifes, des Gefrierfleiſches, in 
Steuerfragen u. ſ. w. Der Gewerkſchaftsbund wird in wirt— 
ſchaftspolitiſchen Fragen nicht ſo initiativ ſein wie unſer 


Verband, der hier weniger der Gebende als der Empfangende 
ſein wird. Wir werden mit dem Gewerkſchaftsbund nicht 
gemeinſame Aktionen unternehmen, z. B. zugunſten des 
Nationalratsproporzes, oder einer beſſern Wahlkreisgeſetz— 
gebung ꝛc., ſondern es find vorgeſehen wirkliche wirt— 
ſchaftspolitiſche Aktionen. 

Das Uebereinkommen hält ſich im Rahmen des Mög— 
lichen und Annehmbaren und ſollte gutgeheißen werden. 
Mit den chriſtlichen Gewerkſchaften haben wir zurzeit ein 
ſolches Uebereinkommen nicht abgeſchloſſen, weil ſie uns 
darum nicht erſucht haben und ihre „Konkordia“-Vereine 
gegen die politiſch und konfeſſionell neutrale Genoſſenſchafts— 
orgamſation gerichtet find. (Beifall.) 

Der Korreferent, Nationalrat Greulich, leitete ſein 
Votum ein mit der Bemerkung, daß er ſeit 1868 Genoſſen— 
ſchafter und Gewerkſchafter ſei, was eine Erklärung dafür 
gebe, daß die angeblich beſtehenden Gegenſätze zwiſchen 
Konſumgenoſſenſchaften und Gewerkſchaften nicht beſtehen, 
ſondern nur Scheingegenſätze ſeien. Würden Gegenſätze 
beſtehen, könnte ein Mann mit Charakter nicht vier Jahr— 
zehnte lang beiden Organiſationen angehören. Viele Ge— 
noſſenſchafter ſind ſich eben noch nicht bewußt über das 
Weſen und die Grundſätze der Konſumgenoſſenſchaften, 
ſonſt würden ſie nicht ſo ſehr zurückſchrecken vor dem Wort 
Sozialismus. In den Konſumgenoſſenſchaften betreiben wir 
Gemeinwirtſchaft und keine Individualwirtſchaft, alſo Arbeit 
im Dienſte des Sozialismus. 

Die heutige Lebensmittelteuerung iſt im Grunde der 
äußere Ausdruck dafür, daß die privatkapitaliſtiſche Wirt- 
ſchaftsordnung auf die Dauer die Lebensmittelverſorgung 
für die ganze Geſellſchaft nicht zu decken vermag. Die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe verſchlechtert die Lebens— 
bedingungen der großen Maſſe immer mehr. Nur eine 
dünne Schicht der beſſern Angeſtellten kommt vorwärts. 
Dieſe Tatſachen erzeugen Verbitterung und wenn dann 
gar in der Konſumgenoſſenſchaft die Produzenten- und 
Konſumentenintereſſen kollidieren, die Dinge kritiſch wer— 
den, gibt es Konflikte, die auf eine Art gelöſt werden 
müſſen. 

Die vorgeſchlagene Uebereinkunft ſchützt die Konſum— 
vereine gegen vorgekommene Uebergriffe unüberlegter Ge— 
werkſchaftsbeamten. Die richtige Form der Gewerkſchafts— 
organiſation mußte jahrzehntelang geſucht werden und da 
iſt bei dem großen Wechſel in Gewerkſchaftskreiſen etwas 
Geduld am Platze. Im Gewerkſchaftsbunde, mit dem und 
nicht mit den Verbänden, das Uebereinkommen abgeſchloſſen 
werden ſoll, haben die Verhältniſſe ſich gewaltig gebeſſert. 
Das zeigt ſchon die Stellungnahme ſeines maßgebenden 
Organs, des Ausſchuſſes zur Bierboykottfrage. Dort wurde 
der Bierboykott des letzten Jahres und die bekannten Be— 
gleiterſcheinungen entſchieden verurteilt und erklärt, das 
nächſte Mal machen wir nicht mehr mit. Und dieſer Ge— 
werkſchaftsbund müßte eingreifen, wenn zwiſchen dem be— 
teiligten Gewerkſchaftsverband und einer Konſumgenoſſen— 
ſchaft Konflikte entjtehen ſollten. 

Den „Chriſtlichen“ ſtund es in Frauenfeld nicht gut 
an, dem Uebereinkommen Oppoſition zu machen, weil es 
die Neutralität verletze, denn ihre Organiſationen dienen 
letzten Endes konfeſſionellen und politiſchen Zwecken. Eine 
Perſon, die Charakter hat, kann nicht neutral ſein; ſie hat 
Grundſätze, die fie ſich nicht nehmen läßt. Neutralität heißt, 
die Grundſätze und Anſchauungen des Nächſten nicht an— 
zutaſten, ſondern fie zu reſpektieren. 

Der Gewerkſchaſtsbund iſt neutral; es kann ihm jeder 
Arbeiter beitreten, ohne eine Verpflichtung einzugehen, 
ſeine politiſche Ueberzeugung oder religiöſe Anſchauung 
abzulegen und tatſächlich ſind im Gewerkſchaftsbunde alle 
politiſchen Parteirichtungen und Konfeſſionen vertreten. 
Man fürchtet ſich ſo ſehr vor dem Klaſſenkampfcharakter 
des Gewerkſchaftsbundes, doch iſt der Klaſſenkampf eine 
Tatſache, die von oben herab dokumentiert worden iſt. 
In England iſt er in der liberalen Oekonomie zuerſt aus— 
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geſprochen worden. In der Wahrnehmung der Intereſſen 
im privatkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsleben beſteht ohne 
weiteres der Klaſſenkampf. Junerhalb der Konſumgenoſſen— 
ſchaft Klaſſenkampf zu treiben, wäre Unſinn. Aber andere, 
von der Genoſſenſchaft bedrohte Geſellſchaftsſchichten, ſehen 
ſich im Klaſſenkampfe gegen jene. 

Die Gründer der Gewerkſchaften und Genoſſenſchaften 
waren Sozialiſten und wollten die Wahrnehmung der In— 
tereſſen der vom Privatkapital abhängigen Leute. Es iſt 
deshalb ein großes Unrecht, wenn die beiden Organiſationen 
ſich ſelbſt Sozialismus vorwerfen. In den Genoſſenſchaften 
darf abſolut kein Parteikampf getrieben werden. Aber fie 
müſſen ſich mit den Gewerkſchaften abfinden, die bezüg— 
lichen Verhältniſſe müſſen geregelt werden. Es iſt eine 
Geſpenſterpolitik, wenn man das nicht anerkennt, was da 
iſt. Das Uebereinkommen iſt ſehr realiſtiſch und es muß 
alles getan werden, daß es auch von den Genoſſenſchaften 
angenommen wird. 

In Deutſchland beſteht ſchon ſeit Jahren ein ſolches 
und es hat ſich dort ein recht freundſchaftliches Verhält— 
nis herausgebildet, haben doch beide Organiſationen be— 
ſchloſſen, das große Problem der Volksverſicherung ein— 
zuführen. 

Die Vorteile für die Genoſſenſchaften, die aus der 
Uebereinkunft entſtehen, ſind nicht zu unterſchätzen. Wohl 
ſind die Genoſſenſchaften groß, aber bis ſie ihre Mitglieder, 
die oft nur durch die Rückvergütungsmarke zuſammengehalten 
werden, mobil gemacht haben, geht es lange. Anderſeits 
ſind die Gewerkſchaften eine ſehr aktive Geſellſchaft, auf 
die ſtündlich gezählt werden darf. 

Welchem Sturm gehen wir wieder entgehen beim Ab— 
ſchluß des Zolltarifes im Jahre 1917! Gegenüber den 
Milchproduzentenorganiſationen ſind unſere Genoſſenſchaften 
noch ſehr zurück und Allianzen ſind im Kampfe gegen ſie 
notwendig. 

Der Korreferent erſucht den Verbandsvorſtand, bei 
ſeiner Stellungnahme feſt zu bleiben und für die nötige 
Aufklärung über die Bedeutung der Uebereinkunft zu 
ſorgen. Es darf ihre Ablehnung nicht riskiert werden, 
ſollen nicht neue Konflikte entſtehen. Beifall.) 

Gegner des Uebereinkommens meldeten ſich weder bei 
der Eintretensdebatte, noch bei der Detailberatung zum 
Worte und es wurde dieſes Verhalten vom Vorſitzenden 
dahingehend aufgefaßt, es möchte der Kreisvorſtand die 
Behörden des V. S. K. einladen, bei ihrer befürwortenden 
Stellungnahme zur Uebereinkunft zu verbleiben. 

Eine nachträglich geſtellte Anfrage von Verwalter 
Liechti, Zürich, betreffend den Organiſationszwang, konnte 
von den beiden Referenten in für den Interpellanten be— 
friedigender Weiſe beantwortet werden. 

Ein Delegierter von Oerlikon verlangte in überzeu— 
genden Worten mehr Aufklärung über die Materie, die 
bis jetzt gefehlt hat, dann werde auch die Oppoſition gegen 
die Uebereinkunft verſtummen. 

Ueber Umfang und Wirkung der bevorſtehenden 
Lebensmittelnot orientierte in einem inſtruktiven Referat 
Herr B. Jäggi-Baſel. Seit 1—2 Jahren erlebten wir 
eine wejentliche Aufwärtsbewegung der Warenpreiſe und 
während des bevorſtehenden Winters werden noch weſent— 
liche Preiserhöhungen eintreten. Eine komplette Hungers— 
not kann in einzelnen Ländern nur durch die guten Ver— 
kehrsmittel abgewendet werden. Aber der bevorſtehende 
Winter wird für viele Hausfrauen geradezu ein Schrecken 
ſein. Seit Jahrzehnten haben wir nicht mehr ſolche Wa— 
renpreiſe geſehen. Es beſteht nicht nur eine Teuerung, 
ſondern eine eigentliche Lebensmittelnot. 

Nach den Index⸗Zahlen Sauerbecks erlebten wir fol— 
gende Aufwärtsbewegung der Warenpreiſe: 


1909 im Durchſchnitt 2248 

1910 5 2418 

1911 5 2535 
(I. Semeſter) 


Bei dieſen Zahlen find freilich nicht nur die Lebens— 
mittel, ſondern auch die Preiſe für die übrigen Bedarfs— 
artikel, Schuhe, Kleider ꝛc. berückſichtigt. 

Draſtiſcher kommt die Teuerung zum Ausdruck durch 
die Tagesnotierungen einzelner Artikel. 

Zucker wurde im Herbſt 1910 noch zu Fr. 28 per 
100 kg en gros gehandelt, heute koſtet er Fr. 60. Kaffee, 
der vor 1—2 Jahren zu Fr. 35 —40 erſtanden werden 
konnte, koſtet heute Fr. 82 — 85½. Die Spekulation an 
der Börſe hat dieſe beiden Artikel enorm verteuert, ſind 
ſie doch eigentliche Börſenartikel geworden. Die Milch— 
preisſteigerungen ſind bekannt und denſelben entſprechend, 
weiſen alle Milchprodukte aufwärtsſteigende Preistendenz 
auf und ihnen folgen Kokosfett, Speiſeöle ꝛc. Tafelbutter 
und Emmentalerkäſe ſind heute ſchon Delikateſſen für den 
Arbeitertiſch geworden. Die Kartoffeln wurden 1908 noch 
zu Fr. 4.80 —5.— en gros gehandelt, heute bezahlt man 
Fr. 9— 10. Noch ſchlimmer ſteht es mit den Speiſerüben 
und dem Kabis. Erhielt man erſtere in den Jahren 1908 
bis 1910 zu Fr. 4— 5 fo müſſen heute Fr. 12— 13 
für das gleiche Quantum bezahlt werden. Kabis ſteht 
derart hoch im Preiſe, daß er faſt nicht kaufbar iſt; 1910 
kaufte man ihn zu Fr. 3, dieſes Jahr muß man Fr. 14—15 
bezahlen. Schon letztes Jahr war der Preis für das 
Sauerkraut infolge der Praktiken des Syndikats der Fa— 
brikanten mit Fr. 16 ſehr hoch im Preiſe; heute muß 
Fr. 50 dafür bezahlt werden. Die Hülſenfrüchte haben 
ebenfalls exorbitante Preisſteigerungen erfahren und Schnitt— 
bohnen find überhaupt gar nicht mehr erhältlich. Woll- 
und Baumwollartikel find um 10—20 Prozent im Preiſe 
geſteigert worden. 

Ein Kohlenaufſchlag wird von den großen Syndikaten 
zu allem Ueberfluß für die nächſte Zeit in Ausſicht ge— 
ſtellt. Und dazu kommt infolge der Kriegswirren die 
Gefahr einer Stockung der Lebensmittelzufuhr. 

Die Detailpreiſe werden erſt in den nächſten Wochen 
und Monaten merklicher anziehen, weil die Genoſſenſchaften 
glücklicherweiſe zu den alten Konditionen relativ große 
Mengen eingedeckt haben. 

Rechnet man hiezu die Mietzinsſteigerungen von 10 
bis 20 Prozent, ſo kommen wir auf eine jährliche Mehr— 
belaſtung des Haushaltungsbudget einer 5-köpfigen Durch— 
ſchnittsfamilie im Betrage von mindeſtens Fr. 500, unter 
Annahme der gleichen Konſumationsverhältniſſe. 

Die Erhöhung der Löhne hielt mit der Verteuerung 
der Lebenshaltung nicht Schritt. Eine Lohnerhöhung von 
5— 10 Prozent ruft eine Preiserhöhung des fertigen Fa— 
brikates, wobei Aufrundungen ſtattfinden von 5 auf 10 
Prozent. Der Arbeiter muß deshalb heute effektiv mit 
einem geringeren Einkommen ſein Leben friſten, als früher; 
Fr. 1500 — 2000 Jahreseinkommen reichen kaum aus, 
ohne die Armenpflege in Anſpruch nehmen zu müſſen. 
Helden der heutigen Zeit ſind die Männer und Frauen 
des werktätigen Volkes, die ohne fremde Hilfe auskommen. 
Wir dürfen unter Annahme der gleichen Lebensverhältniſſe 
mit einer Mehraufwendung von Fr. 375 Millionen für den 
Lebensunterhalt der ſchweizeriſchen Bevölkerung rechnen. 
Aber die gleichen Lebensverhältniſſe kommen nicht mehr 
in Frage, denn ſparen und darben iſt die traurige Loſung 
für viele tauſend Einwohner. 

Die Urſachen der heutigen Lebensmittelnot find an 
verſchiedenen Orten zu ſuchen. Als die natürlichen können 
gelten die ſchlechten Ernten; Mißernten hatten wir auf dem 
Kontinent und in überſeeiſchen Ländern. 

Die ungenügenden Vorräte werden von der Speku— 
lation aus ſchnöder Gewinnſucht ausgenützt. Die Börſen 
ſind in der Hauptſache verantwortlich zu machen für die 
unnatürlichen Preistreibereien auf den wichtigſten Be— 
darfsartikeln. 

Auch die Syndikate, Truſts und Kartelle regulieren 
die Preiſe nach oben. Die Milchproduzentenverbände in 
unſerem Lande ſind in ihrer Praxis nichts anderes als 


Syndikate, an deren muſtergültiger Organiſation die 
Konſumenten ein Vorbild nehmen ſollten. 

Die geſetzlichen Erlaſſe wie Zolltarif, Lebensmittel— 
polizeigeſetz, Viehſeuchengeſetz, tun das ihrige, um die Le— 
bensmittel zu verteuern. Irrig iſt die Auffaſſung, als ob 
das Ausland die Zölle der Schweiz bezahlte. Sie müſſen 
vom privaten Handelsmann wie vom V. S. K. einfach in 
die Warenpreiſe hinein kalkuliert werden. Die Zollanſätze 
für die wichtigſten Lebensmittel ſind viel zu hoch und 
entſprechen keineswegs dem Art. 29 lit. b der Bundes— 
verfaſſung. Die Einreihung des Gefrierfleiſches in die 
Rubrik konſerviertes Fleiſch erweiſt ſich direkt als eine 
geſetzloſe Handlung, wenn man ſich der Verſprechungen 
erinnert, die gegeben worden ſind anläßlich des Kampfes 
um den Zolltarif. 

Lebensmittel- und Viehſeuchengeſetz finden allzuoft 
mißbräuchliche Anwendung im Intereſſe Privater auf 
Koſten der Konſumenten. 

Als eine der Grundurſachen der Verteuerung der 
Lebenshaltung iſt auch die Steigerung der Grund- und 
Bodenrente zu betrachten, für die wiederum in der Haupt- 
ſache die Spekulation verantwortlich zu machen iſt. 

Die Wirkung der Teuerung im allgemeinen wird 
nicht ausbleiben. Rückgang des Konſums, Surrogatver— 
wendung an Stelle der natürlichen Produkte, Unter— 
ernährung breiter Schichten des Volkes und in ihrem 
Gefolge werden ſich Krankheiten und Not einſtellen. 

Wir müſſen auf Abhilfe dringen und insbeſondere 
unterſuchen, was von einem demokratiſchen Staatsweſen 
aus zu geſchehen hat. Daß ſich für die Konſumgenoſſen— 
ſchaften hier ſpezielle Aufgaben zeigen, ergibt ſich aus der 
Natur der Verhältniſſe. 

Hierüber referierte Herr Jäggi in einem zweiten 
Vortrage: Welche Anforderungen ſtellt die be— 
vorſtehende Teuerung an die Konſumvereine. 

Zum vornherein iſt zuzugeben, daß die Genoſſen— 
ſchaftsbewegung nicht alle und jede Krebsübel in unſerem 
heutigen Wirtſchaftsleben beſeitigen kann. Doch können 
einzelne Mißſtände behoben werden. Und ſo ſollte auch 
jetzt eine kräftige Agitation für die Vereine einſetzen, be— 
denkend, daß die moderne Konſumgenoſſenſchaftsbewegung, 
der Rochdaler-Verein, in der Zeit der Kriſis entſtanden 
iſt. Gerade heute denkt man am eheſten daran, daß der 
Zwiſchenhandel ausgeſchaltet werden und die Speſen in 
der Gütervermittlung verringert werden müſſen. 

Jetzt müſſen die Konſumgenoſſenſchaften die Preiſe 
möglichſt darnieder halten und auf eine mäßige Kalku— 
lation ihr Augenmerk richten. Nötigenfalls ſind auch 
Waren Il. Qualität vorübergehend zu führen. Die ein— 
zelnen Vereine ſollten mit der Zentralſtelle einkaufen, 
nicht wie es letzhin vorgekommen, daß die Verwalter 
einander die Kartoffeln abjagen und ſo den Preis um 
Fr. 40— 50 per Waggon einander verteuern. 

Die Behörden des V. S. K. haben ſchon vor Monaten 
eine Liga gegen die Verteuerung der Lebensmittel ange— 
regt, doch find von maßgebenden Organiſationen, wie 
Städteverband, Handels- und Induſtrieverein bedauer— 
licherweiſe Antworten noch nicht oder ablehnend ein— 
getroffen. 

Die Zölle auf diejenigen Artikel, die im Lande nicht 
in genügenden Mengen produziert werden, ſollten herab— 
geſetzt und teilweiſe ganz aufgehoben werden. 

Der Bundesrat ſollte von der Ermächtigung in Art. 4 
des Zolltarifgeſetzes, wonach er in außerordentlichen Ver— 
hältniſſen Teuerung) Zollermäßigung gewähren und an— 
dere Maßnahmen treffen kann, Gebrauch machen. Statt 


deſſen wird beim Gefrierfleiſch ein Dritteil ſeines Wertes 
als Tribut an die Eidgenoſſenſchaft verlangt. 
die Frage für uns noch nicht erledigt. 

Um für die Zukunft Teuerungen abzuſchwächen, 
müſſen wir uns rechtzeitig auf den kommenden Zolltarif— 
kampf wappnen. 


Doch iſt 
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Wir müſſen auch darauf trachten, daß das Lebens⸗ 
mittelgeſetz nicht länger mißbraucht wird im privaten In⸗ 
tereſſe, auch muß eine Reviſion desſelben angeſtrengt und 
dem Viehſeuchengeſetz die konſumentenſchädigenden Beſtim— 
mungen genommen werden. 

Eine Erleichterung der Transportgelegenheiten hat zu 
erfolgen und der Bund muß dafür beſorgt ſein, daß eine 
richtige Lebensmittelverſorgung für das Schweizervolk 
keinen Unterbruch erleidet. 

Die Konſumvereine haben zuſammen mit Staat und 
Gemeinden die Beſchneidung der Grundrente anzuſtreben. 

Die Gemeinden ſollten die Tätigkeit der Konſum— 
genoſſenſchaften in der Weiſe unterſtützen, daß fie mit 
ihnen Hand in Hand für die Beſchaffung billiger Lebens— 
mittel beſorgt wären. 

Aber heute werden unſere Genoſſenſchaften noch oft 
vom Staate bekämpft durch ſchier erdrückende Steuer— 
laſten. Die Förderung der Genoſſenſchaften durch den 
Staat nach beſtehenden verfaſſungsrechtlichen Grundſätzen 
ſoll nicht nur darin beſtehen, daß er landwirtſchaftliche 
Vereine bei den Prämierungen des Rindviehs ſubven— 
tioniert, ſondern daß er auch die Tätigkeit der Konſum— 
genoſſenſchaften als Wohlfahrtsinſtitutionen würdigt und 
unterſtützt. 

Die Konſumvereine müſſen auch alles tun, um die 
Spekulation einzudämmen; die große Spekulation, die 
Verteuerungsſtätten, werden wir freilich nicht allein über— 
winden können; hier muß der Staat vorgehen und die 
Genoſſenſchaften haben ihn zu unterſtützen. Eine gründ— 
liche Sanierung wird freilich erſt die Veränderung des 
heutigen Wirtſchaftsſyſtems bringen. 

Zur Bekämpfung der jetzigen Teuerung müſſen kleine 
und große Mittel angewendet werden. Den Konſum— 
vereinen iſt ein ſehr großes Feld zur Bearbeitung zuge— 
wieſen und wenn wir unſerer Aufgabe bewußt ſind und 
unſere Pflicht tun, werden wir Erfolg haben. (Reicher 
Beifall). 

Der Vorſitzende, Dr. Balſiger, machte in der fol— 
genden Diskuſſion darauf aufmerkſam, daß die Behörden 
auch vom Standpunkte der Landesverteidigung aus der 
Teuerung ihre Beachtung ſchenken ſollten; ſo ſei es bei— 
ſpielsweiſe unverantwortlich, wenn der vorſchriftsgemäße 
Beſtand von 1500 Waggon Getreide, die der Bund in 
Morges, Brunnen und Rorſchach unterhalte, durch Ver— 
käufe um 400 Waggons vermindert, bis heute aber nicht 
wieder ergänzt worden ſei. Die Frage der Getreidever— 
ſorgung ſollte mit aller Gründlichkeit geprüft werden. 

Und der Sekretär des Schweizer. Städteverbandes, 
Dr. Großmann, orientierte über den derzeitigen Stand 
der Gefrierfleiſchfrage. Infolge der vexatoriſchen Anwendung 
des Lebensmittelpolizeigeſetzes, die den Fleiſchtransport 
ſchädigenden Artikel der Zollreviſion, der ungewiſſen Haltung 
der Bundesbehörden in der Frage ſelbſt, der Verkehrs- 
ſtörungen diverſer Art, kam es bis jetzt erſt zu einer Ein— 
fuhr von 58 Waggons. Nun ſind die Schwierigkeiten ſo— 
weit behoben, die unverſtändliche Zollbelaſtung bleibt frei— 
lich. Beim Import und dem Vertrieb des Gefrierfleiſches 
ſollten die Konſumgenoſſenſchaften die Führung übernehmen. 
Insbeſondere auf dem Platze Zürich ſollte der Lebens— 
mittelverein Zürich an die Löſung dieſes Problems ſich 
heranwagen. 

Verwalter Liechti vom Lebensmittelverein Zürich 
teilte mit, daß dieſe Genoſſenſchaft dank großer und zu 
günſtiger Zeit vorgenommener Einkäufe für den kommen— 
den Winter ohne erhebliche Zuſchläge auskomme und daß 
der Lebensmittelverein Zürich ſeinen Mitgliedern trotz der 
empfindlichen Erhöhung aller Lebensmittelpreiſe zu den 
denkbar vorteilhafteſten Bedingungen die Beſchaffung der 
notwendigen Lebensmittel ermöglichen werde. Wenn auf 
dem Platze Zürich die Preiſe einigermaßen erträgliche 
bleiben, ſo ſei dies der Preispolitik des Lebensmittelvereins 
Zürich zu verdanken. 
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Aus der Mitte der Verſammlung wurde der Antrag 
geſtellt, es möchte die Kreiskonferenz die Einleitung einer 
Initiative für die Abſchaffung der Lebensmittelzölle be— 
ſchließen, doch wurden gegen denſelben ſofort eine Reihe 
Bedenken praktiſcher und taktiſcher Natur laut, ſo daß der 
Antragſteller ſelbſt einſah, wie nutzlos ein ſolches Beginnen 
von einem kleinen Kollegium aus wäre. Dagegen wurde 
nachdrücklich die Notwendigkeit der Herabſetzung der Lebeus— 
mittelzölle durch den Bundesrat verlangt, wie ihm dies 
ja möglich gemacht iſt durch Artikel 4 des Zolltarifgeſetzes. 

Nach Beſtimmung des nächſten Konferenzortes mit 
Männedorf, konnte die intereſſante Tagung nach zirka 
ſechsſtündiger Dauer geſchloſſen werden. 


: Genoſſenſchaftliche Nundſchau. 


— 


Die Umſätze der Großeinkaufsgeſellſchaften im J. Halb: 
jahr 1911. Die Oktober-Nummer des „Internationalen 
Genoſſenſchafts-Bulletin“ bringt eine tabellariſche Auf— 
ſtellung der Umſätze, welche im erſten Semeſter dieſes 
Jahres von 14 Großeinkaufsgeſellſchaften erzielt wurden. 
Von den beſtehenden europäiſchen Organiſationen dieſer 
Art fehlen in der Tabelle nur die entſprechenden Angaben 
aus Belgien, Italien und vom Magasin de Gros in Paris, 
die bisher nicht ermittelt werden konnten. Die Tabelle 


zeigt folgendes Entwicklungsbild: Zu- oder Abnahme 
gegenüber 1910 


Fr. Fr. 
C. W. S., Mancheſter 327,836.200 + 6.594.925 + 2 
S. C. W. S., Glasgow 93,584,775 268,025 — 0,29 
G. E. G., Hamburg 57.062,457 + 10,179,300 , 22,9 
F. D. B., Kopenhagen 33,010,600 + 1.261.694 = 3,97 
V. S. K., Baſel 14,626,605 + 2,313,712 + 18.8 
Hangya, Budapeſt 11,049,147 - 2,062,202 + 22,9 


0 


G. E. G., Wien 10,583,546 1,346,041 + 14,57 
S. O. K., Helſingfors 6,938,562 + 730,435 ＋ 12,30 
K. F., Stockholm 2,835,240 — 350,923 + 13,5 
Handelskammer Notter- 
dam 1,948,476 + 212.177 ＋ 12,2 

S. P. 0., Moskau 3,090,550 + 938,068 43.58 
N. K. L., Kriſtiania 780,500 — 282,688 -1- 56,75 
C. d. G., Paris 748,653 + 241,861 ＋ 48,48 


V. D. P., Prag 693,242 + 274,646 + 65,61 

Wie aus dieſer Aufſtellung hervorgeht, hat die ge- 
noſſenſchaftliche Großeinkaufsbewegung im letzten Halbjahr 
ganz beträchtliche Fortſchritte gemacht. Nur die ſchottiſche 
Großeinkaufsgeſellſchaft hat einen Rückgang erlitten. Sieht 
man von den jüngſten Organiſationen, die naturgemäß 
eine außergewöhnliche Umſatzſteigerung aufweiſen, ab, ſo 
marſchiert in der Reihe der älteren Geſellſchaften die 
Hamburger Großeinkaufsgeſellſchaft mit der abſolut 
größten Vermehrungsquote an der Spitze. Ihr folgt die 
ungariſche „Hangya“, während an dritter Stelle unſer 
ſchweizeriſcher Verband erſcheint. Die ſchottiſche, 
die engliſche und auch die däniſche Organiſation ſcheinen 
bereits einen gewiſſen Sättigungsgrad erreicht zu haben. 
Der abſoluten Umſatzgröße nach rangiert der ſchweizeriſche 
Verband zurzeit an fünfter Stelle. Im Ganzen wurden 
von den 14 Geſellſchaften Fr. 564,788,553, alſo weit über 
eine halbe Milliarde, umgeſetzt. 


Berwallungs- und Vetriebslehre. 


Pſychologiſche und pädagogiſche Geſichtspunkte für Be 
triebsleiter. Mit der Ausdehnung der genoſſenſchaftlichen 
Betriebe entſtehen nicht nur erhöhte Anforderungen an 
die rein geſchäftsmäßige Organiſationskunſt, ſondern es 
erwachſen auch Aufgaben, die ethiſcher und ſozialpäda— 
gogiſcher Natur find. Da überhaupt jeder Großbetrieb 


eine Arbeitsgemeinſchaft darſtellt, deren Leiſtungsfähigkeit 

von dem harmoniſchen Zuſammenſpiel der in ihr wirken 

den Einzelkräfte abhängt, ſo iſt die Kunſt, eine derartige 

Gemeinſchaft mit Erfolg zu leiten, an Prinzipien und Ein— 

ſichten gebunden, die in das Gebiet der ſozialen Ethik 

und Pädagogik fallen. Die Herausbildung einer Betriebs— 

Ethik iſt ein Bedürfnis, das ſich immer dringender geltend 

macht, leider aber noch wenig erkannt iſt. „Die meiſten 

Menſchen, jagt der Zürcher Sozialpädagog Dr. Fr. W. 

Förſter, ſind ganz irrtümlich der Anſicht, „Pädagogik“ ſei 

nur etwas, was mit Kindern zu tun habe, während in 

Wirklichkeit jeder Orgauiſator von Menſchenkräften, jeder 

Betriebsleiter und Bureauvorſteher gewiſſe Grundwahr— 

heiten der Erziehung, der ethiſchen und ordnenden Ein— 

wirkung auf Menſchen kennen lernen und ſelber auf dieſem 

Gebiete nachdenken und ſich ſelbſt erziehen ſollte. Man 

würde dann nicht ſo viele elementare Fehler gerade in 

der Behandlung ehrliebender und temperamentvoller Menſchen 

begehen.“ In einer Abhandlung, die in Förſters 1908 

erſchienenem Werke „Chriſtentum und Klaſſenkampf, ſozial— 

ethiſche und ſozialpädagogiſche Betrachtungen“ enthalten iſt, 
hat der Verfaſſer die Hauptgeſichtspunkte, die ein Betriebs— 
leiter nie aus dem Auge verlieren ſollte, in den folgenden 

Regeln zuſammengefaßt: 

1. Tadle nie im Zuſtande der Erregung, und um ſo 

weniger, je ſchwerer die Verfehlung des Andern iſt. 

2. Tadle niemand in Gegenwart ſeiner Kameradſchaft 

oder gar ſeiner Untergebenen, arrangiere, wenn irgend 
möglich, ſtets eine perſönliche Zuſammenkunſt. 

3. Vergiß bei der Kritik niemals, in den äußeren Formen 
eeinen beſonderen Reſpekt zu zeigen (falls nicht gerade 

ehrloſes Benehmen vorliegt) und laß den Andern 
merken, daß du den Fehler nur als Abirrung von 
ſeinem eigentlichen Weſen betrachteſt und von ſeinem 
Charakter ganz anderes erhoffſt und erwarteſt. 

4. Suche ſoviel wie irgend möglich, auf beſonders 
ſchwierige Elemente nicht direkt, ſondern indirekt 
durch die älteren Kameraden einzuwirken, indem du 
eine hohe Erwartung von ihrem Einfluß ausſprichſt 
und den Wunſch betonſt, mit ihrer Hilfe dem Be— 
treffenden Unangenehmes zu erſparen. 

5. Verfaſſe die Reglemente und die Hausordnung nicht 
in dem Tone einer Gefängnisverwaltung, ſondern 
wähle bei aller Beſtimmtheit doch ſtets die Sprache, 
die man mit Gentlemen redet, höflich und mit Appell 
an die eigene Einſicht der Angeſtellten in die Grund— 
bedingungen rationellen Zuſammenwirkens. Ferner 
intereſſiere man das Perſonal ſelber an der Einhaltung 
der Ordnung, indem man eine Ordnungskommiſſion 
oder in kleineren Betrieben einen Ordnungsbeamten 
durch die Arbeiterſchaft ſelber wählen läßt und dieſen 
auch zum Sprecher von Wünſchen und Beſchwerden 
macht, die ſich auf die Hausordnung (hygienische An— 
gelegenheiten uſw.) beziehen. Wenn möglich, verlängere 
man dem betreffenden Vertreter die Mittagspauſe um 
eine halbe Stunde, um ihn auszuzeichnen und ihm 
Zeit für ſeine Funktion zu ſchaffen. Dieſe Einrichtung 
hat ſich in amerikaniſchen Fabriken bewährt. 

Viele Angeſtellte werden durch den Ton einer Hausord— 
nung gar nicht berührt — aber gerade die ehrliebenden und 
charaktervollen Elemente werden davon oft wie von Peitſchen— 
hieben getroffen. Dies iſt eine ſehr wichtige Tatſache, die 
dem Verſaſſer oft im Geſpräche mit organiſierten Arbeitern 
entgegengetreten iſt.) Solche Elemente ſind ihrer Charakter— 
anlage nach die eigentlichen Elemente der Ordnung, gerade 
weil ſie Selbſtändigkeit und Ehrgefühl haben — durch 
achtungsloſe Behandlung aber werden ſie die eigentlichen 
Mittelpunkte der Empörung: ſie fühlen das Element der 
Willkür und der antiſozialen Härte heraus, das in einer 
gewiſſen Tonart liegt und wehren ſich gerade aus einem 
tieferen Geiſte der Ordnung heraus gegen den Geiſt der 
Unordnung, des individuellen Uebermutes, der aus ſolchen 


Verfügungen ſpricht. So wie ein Lehrer ſtets jo Disziplin 
halten ſoll, daß er die beſten und anſtändigſten Elemente 
der Klaſſe auf ſeine Seite zieht, ſo ſoll auch der Betriebs— 
leiter ſtets ſo befehlen und anordnen, daß er den Ehrbe— 
dürfniſſen der beſten Charaktere ſeiner Arbeiterſchaſt ge— 
recht wird — empfinden dieſe innerlich, daß ſie es mit 
einem Gentleman zu tun haben, ſo kann er mit ihrer Hilfe 
dann die viel zu Vielen bändigen, die durch entgegen— 
kommende Behandlung nur übermütig gemacht werden. 
Starkes Vorgehen gegenüber größeren Maſſen von Menſchen 
iſt nur nach dem Prinzip „divide et impera“ möglich. 
Mit Energie iſt jede Revolte zu bändigen, ſobald man 
nur das moraliſche Recht und die moraliſchen Elemente 
auf ſeiner Seite fühlt. Im andern Falle verliert man 
das Spiel, ſelbſt wenn man die Fabrik mit Kanonen ar— 
mieren läßt. 


Präziſion und akkurateſte Ordnung im Zuſammen— 
wirken aller Elemente iſt die Lebensbedingung alles indu— 
ſtriellen Erfolges im Kleinen und Großen. Der Geiſt der 
äußeren Ordnung oder Unordnung wirkt ſogar tief in das 
Innerſte der Arbeitsleiſtung hinein. Alles kommt auf die 
Technik dieſer Ordnung, auf die Kunſt und Pädagogik 
des Befehlens an. Dieſe Pädagogik lernt man am 
beſten durch Selbſterkenntnis. „Wie möchteſt du ſelbſt 
kommandiert werden?" Man muß ſich klar machen, daß 
gerade eine ſtarke ſoziale Anforderung, eine eingreifende 
und tägliche Zumutung an Einordnung und Unterordnung, 
auch ein ganz beſonderes Aequivalent an perſönlicher Eh— 
rung, an menſchlicher Freiheit des Verkehrs bedarf — und 
zwar um ſo mehr, je entwickelter das betreffende Individuum 
iſt, und je mehr man gerade auch auf die Mitwirkung 
ſeiner geiſtigen und moralischen Kräfte rechnet. Wer das 
nicht begreift und nicht zu praktizieren verſteht, den ſollte 
man Maſchinen beauſſichtigen laſſen, aber keine Menſchen, 
er iſt ein Stümper in der wichtigſten Technik der menſch— 
lichen Arbeit, der Inſpiration und Zuſammenordnung 
menſchlicher Arbeitsleiſtungen. Was hilft alle Arbeitsteilung, 
wenn die wirkliche Arbeitsgemeinſchaft, die freudige 
Hingebung an die Einheit nicht erreicht wird? Jowett ſagt 
in ſeinen „College Sermons“ einmal von dem wahren 
und vornehmen Unternehmer: „er beginnt mit der Arith— 
metik und endet mit der Wiſſenſchaft der Charaktere.“ 
Man darf noch weiter gehen und jagen: „Er beginnt 
mit der Maſchinen-Technik und endigt als Pädagoge.“ 


EI) S 
S S 


„„ Beſoldungsregulativ für die Augeſtellten, Arbeiter 
und Behörden des Konſumvereins in Olten. Bei welcher 
Größe eines Konſumvereins eine Arbeitsordnung — und 
um eine ſolche handelt es ſich auch in dieſem Beſoldungs— 
regulativ — zu erlaſſen ſein wird, das iſt ſchwierig. Wo 
noch perſönliche Beziehungen zwiſchen Vorſtand und Be— 
ſchäftigten vorherrſchen, wird das Bedürfnis nicht ſo 
dringend ſein. In dem Maße aber als die genoſſenſchaft— 
lichen Warenvermittlungsſtellen umfangreicher werden, tritt 
die Notwendigkeit, Arbeitsordnungen und Gehaltsregulative 
zu erlaſſen, deutlich hervor. Eine größere Zahl von An— 
geſtellten läßt ſich nicht anders beſchäftigen, als indem 
für alle gleiche Regeln aufgeſtellt werden. Der Erlaß 
ſolcher Arbeits- und Lohnordnungen ergibt ſich auch aus 
dem veränderten Arbeitsverhältnis. An Stelle des früheren 
Herrſchaftsverhältniſſes tritt mehr und mehr und namentlich 
in einer demokratiſchen Wirtſchaftsorganiſation ein kon— 
ſtitutionelles Arbeitsverhältnis, das einem Konſumverein 
wohl anſteht. Wenn auch im Oltener Beſoldungsregulativ 
der kollektive Vertragsſchluß nicht deutlich hervortritt, ſo 
iſt zu beachten, daß den Angeſtellten als Mitglieder der 
Genoſſenſchaft doch die Möglichkeit geboten iſt, in der 
Generalverſammlung bei der Feſtſetzung der Regulative 
mitzuberaten und mitzuſtimmen. 


Aus der Praxis. 
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Entſprechend moderner Lohnpolitik der Gewerkvereine 
iſt ein Minimallohn feſtgeſetzt, nicht im Sinne einer gleich⸗ 
mäßigen Bezahlung für Geſchickte und Ungeſchickte, ſondern 
im Sinne der Mindeſtbeſoldung für Volljährige und bei 
normalerweiſe zufriedenen Leiſtungen, wie dies in den 
Artikeln 1 und 2 der allgemeinen Beſtimmungen enthalten 
iſt. Eine Sicherung des Minimallohnes bedeutet auch die 
weitere Beſtimmung (Artikel 10), daß das definitiv an— 
geſtellte Perſonal, mit Ausſchluß der Verkäufer, gegen die 
Folgen der Invalidität bei der Verſicherungsanſtalt ſchweiz. 
Konſumvereine verſichert iſt, wobei die Jahresprämien und 
die Einkaufsſumme zu ¼ vom Konſumverein und zu ½ 
vom Perſonal bezahlt werden. Doch iſt es auch den mit 
fixem Gehalt angeſtellten Verkäufern möglich, dieſe letztere 
Vergünſtigung zu erreichen, wenn der Beitritt vor dem 
40. Altersjahr und im Jahre 1911 erfolgt. Angeſtellte und 
Arbeiter dürfen nur unter der Bedingung eingeſtellt werden, 
daß ſie für die Verſicherungsanſtalt ſchweiz. Konſumvereine 
aufnahmefähig ſind. Dieſe letztere Beſtimmung ſcheint auf 
den erſten Blick hart, allein ſie liegt im Intereſſe der 
verſicherten Angeſtellten. 

Im Uebrigen lehnt ſich das Regulativ an die Be— 
ſtimmungen der Dienſtordnung des Verbandes an, ſoweit 
es eben die anders gearteten und lokalen Betriebsver— 
hältniſſe geſtatten. 

Das Gehaltsſchema unterſcheidet Bureauangeſtellte, 
gelernte Arbeiter und Verkäufer. Die Erſteren ſind, vom 
Verwalter und den Lehrlingen abgeſehen, in 5 Gehalts- 
ſtufen eingeteilt, auf die ſich 8 dienſtliche Stellungen ver— 
teilen. Das Minimum eines Kommis II. Klaſſe beträgt 
Fr. 1400 und das Maximum Fr. 2600, das Gehalt des 
Adjunkten im Minimum Fr. 3200 und im Maximum 
Fr. 5000. Dazwiſchen ſtehen die Kaſſiere, Buchhalter, 
Kontrolleure I. und II. Klaſſe, Korreſpondenten und Kommis 
J. Klaſſe. Alle dieſe Angeſtellten erreichen mit Fr. 100, 
Fr. 120 und Fr. 150 jährlicher Beſoldungserhöhung in 12 
Jahren das Maximum, erbenſo der Verwalter. Gelernte 
Vorarbeiter erhalten Fr. 1800 bis Fr. 2400 im Minimum 
und Fr. 2400 bis Fr. 3200 im Maximum und dies in 8 
Jahren mit jährlicher Erhöhung von Fr. 75 und Fr. 100. 
Die übrigen gelernten Arbeiter beziehen Fr. 1680 bis 
Fr. 2280 per Jahr. Ungelernte Arbeiter beziehen Fr. 1440 
und Fr. 1560 im Minimum und Fr. 2040 bis Fr. 2160 
im Maximum. Ungelernte Arbeiterinnen haben eine Mindeſt— 
beſoldung von Fr. 960 und eine Höchſtbelöhnung von 
Fr. 1440, die ſie in 8 Jahren mit je Fr. 60 Aufbeſſerung 
erreichen. Aushilfsarbeiter- werden mit Fr. 4 bis Fr 5.50 
per Tag entſchädigt. 

Das Verkaufsperſonal unterſcheidet ſich in ſolches J. 
und II. Klaſſe. Dasjenige J. Klaſſe wiederum in ſolches 
des allgemeinen Warengeſchäftes und in ſolches der ſpeziellen 
Abteilungen (Schuh-, Manufaktur- und Fleiſchwaren). Das 
Minimum beider ſchwankt zwiſchen Fr. 1080 und Fr. 2200 
und das Maximum zwiſchen Fr. 1320 und Fr. 2600. 

Außerdem erhält das Verkaufsperſonal % Umſatz— 
proviſion, wovon 9 den erſten Verkäufern und ½ den 
zweiten Verkäufern zufallen. Im gleichen Verhältnis iſt 
auch ein allfälliges Manko zu tragen. 

Das Bureauperſonal hat eine Arbeitszeit von 8 
Stunden, an Samstagen Schluß um 5 Uhr. Die Bäcker 
arbeiten in Schichten von 9 bis 10 Stunden, inbegriffen 
die Pauſen für Einnahme der Mahlzeiten. Die übrigen 
Arbeiter haben eine Arbeitszeit von 7 Uhr bis 12 Uhr 
und von 1½ Uhr bis 6 Uhr mit einer vormittäglichen 
Pauſe von 15 Minuten. Für Ueberſtunden von höchſtens 
2 Stunden pro Tag erhalten die Arbeiter den ordentlichen 
Lohn mit 25% Zuſchlag. Die Schlächterei hat einen 
Marimalarbeitstag von 10 Stunden, ebenſo das Verkaufs⸗ 
perſonal, das von 6½ Uhr abends bis 8 ½ Uhr Präſenz— 
zeit hat. Lehrlinge und Angeſtellte unter 20 Jahren haben 
kein Anrecht auf Urlaub. Die übrigen Angeſtellten, ſofern ſie 
ein Jahr im Dienſte des Konſumvereins ſtehen, haben vom 
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2. bis und mit dem 4. Dienſtjahr eine Woche, vom 5. 
Dienſtjahre an zwei Wochen und nach dem 10. Dienſtjahre 
drei Wochen Urlaub. 

Bei außerordentlichem Militärdienſt und Rekrutenſchule 
fällt der Urlaub weg, im erſteren Falle auch der Lohn. 
Bei ordentlichen Wiederholungskurſen wird der Urlaub 
auf 8 Tage beſchränkt, der Lohn aber ausbezahlt, ſofern 
der Betreffende ſeit mehr als einem Jahr im Konſumverein 
tätig iſt. Bei unverſchuldeter Krankheit wird der Lohn 
während drei Monaten voll und während weiteren drei 
Monaten zur Hälfte ausbezahlt. 

Das Beſoldungsregulativ mitſamt ſeinem Anhang darf 
ſich ſehen laſſen, es zeugt von einer humanen Auffaſſung 
der Rolle des Produzenten-Arbeiters. 


9 Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 50 


Die Oſtender Sitzung des Zentralvoritandes. Gemäß 
ſeinem Beſchluß in der letzten, zu Köln im Oktober 1910 
abgehaltenen Sitzung verſammelte ſich der Zentralvorſtand 
des I. G. B. zu ſeiner diesjährigen Tagung am 30. Sep— 
tember in Oſtende. Die Sitzung fand im Hotel de Cologne 
daſelbſt ſtatt und war von folgenden Herren beſucht: 
Maxwell, Deans, Me. Innes, Whitehead und Williams 
(Großbritannien), von Elm, Kaufmann und Lorenz (Deutjch- 
land), Serwy (Belgien), Jörgenſen und Nilſen (Däne— 
mark), de Boyve (Frankreich), Goedhart (Holland), Dr. 
Karpeles (Oeſterreich), Dr. Müller (Schweden), Angſt und 
Dr. Schär (Schweiz). Ihre Abweſenheit hatten entſchuldigen 
laſſen die Herren Buffoli (Italien), Tanner (Finnland), 
Fiſer Oſterreich) und Avramowitſch (Serbien). 

Von den behandelten Traktanden ſeien folgende er— 
wähnt: 

1. Bericht der Subkommiſſion für die Heraus— 
gabe des Jahrbuches. Herr Kaufmann erinnert daran, 
daß in der letzten Sitzung eine beſondere Kommiſſion, be— 
ſtehend aus den Herren Maxwell, Serwy und Kaufmann, 
eingeſetzt worden ſei, um in Verbindung mit Herrn Dr. 
Müller den Inhalt des Jahrbuches feſtzuſetzen. Die Heraus— 
gabe eines Jahrbuches über die internationale Genoſſen— 
ſchaftsbewegung wird je länger je mehr als eine Not— 
wendigkeit empfunden; es hat den Zweck, die Jahrbücher 
der nationalen Verbände zu ergänzen und deren Haupt— 
reſultate zuſammenzufaſſen. Es ſoll einerſeits die inter— 
nationale genoſſenſchaftliche Statiſtik pflegen und auf ihre 
Vereinheitlichung hinarbeiten; andererſeits zur Theorie und 
Geſchichte des Genoſſenſchaftsweſens Beiträge liefern. 

Die Kommiſſion hat ſchon unmittelbar nach ihrer 
Bildung in Köln eine Sitzung abgehalten und am 29. 
September in Oſtende eine zweite. In dieſer letzten Sitzung 
war Dr. Müller bereits in der Lage, der Kommiſſion eine 
große Reihe von ſtatiſtiſchen Tabellen vorzulegen, die 
zeigten, daß das Jahrbuch eine ſehr wertvolle und ver— 
dienſtliche Publikation zu werden verſpricht. Die Schwierig— 
keiten, die überwunden werden müſſen, um zu einer brauch— 
baren internationalen Genoſſenſchaftsſtatiſtik zu gelangen, 
ſind allerdings noch ſehr groß, zumal da die ſtatiſtiſchen 
Erhebungen in den verſchiedenen Ländern nach ganz ver— 
ſchiedenen Grundſätzen durchgeführt werden. Das hat zur 
Folge, daß die gewonnenen Reſultate nicht vergleichbar 
find. Um hierin nun Wandel zu ſchaffen, ſtellt die Kom 
miſſion den Antrag, es ſei auf dem nächſten internationalen 
Genoſſenſchaftskongreß über die Frage einheitlicher Grund— 
ſätze bei der Bearbeitung der Statiſtik der Genoſſenſchaften 
zu beraten. Die Kommiſſion ſtellt noch einen zweiten An— 
trag. Die zweckmäßige Bearbeitung des Jahrbuches er— 
fordert ein ungewöhnlich großes Maß von Kenntniſſen 
der geſamten Genoſſenſchaftsbewegung und allgemeine 
wiſſenſchaftliche Bildung. Wer nun auch immer als General- 
ſekretär gewählt werden möge, ſo iſt mit Sicherheit vor— 


auszuſehen, daß der Gewählte dieſer Aufgabe im Anfang 
nicht gewachſen ſein und durch die Einarbeitung in ſeine 
Funktionen überdies hinlänglich in Auſpruch genommen 
werde. Aus dieſem Grunde beantragt die Kommiſſion, 
mit der Bearbeitung des Jahrbuches Herrn Dr. Müller 
auf unbeſtimmte Zeit zu betrauen. Die Annahme dieſes 
Antrages empfiehlt ſich auch durch die Erwägung, daß 
die Jahrbücher ein zuſammenhängendes Ganzes bilden 
und daß es deshalb wünſchenswert ſei, ihre Bearbeitung 
in feſte Hände zu legen. Aus Raumrückſichten und andern 
Gründen ſoll der Inhalt früherer Jahrbücher möglichſt 
nicht wiederholt werden, dagegen ſoll auf die früher er— 
ſchienenen Aufſätze und Ueberſichten in jedem neuen Jahr— 
buch wieder hingewieſen werden. 

Hierauf wird einmütig Zuſtimmung zu den Anträgen 
der Jahrbuchkommiſſion beſchloſſen und den Mitgliedern 
des Zentralvorſtandes empfohlen, für möglichſte Verbreitung 
des Jahrbuches Sorge zu tragen.“) 

2. Beſchlußfaſſung über die Wiederwahl der 
Hälfte der Mitglieder des Zentralvorſtandes am 
nächſten Kongreß. Da die Statuten keine nähere Aus— 
kunft darüber geben, wie die Beſtimmung des § 28 der 
Statuten, wonach auf jedem Kongreß die Hälfte der Mit— 
glieder des Zentralvorſtandes ausſcheidet, das erſte Mal 
in Anwendung gebracht werden ſoll, ſo hat ſich der leitende 
Ausſchuß näher mit dieſer Angelegenheit beſchäftigt. Er 
ſchlägt vor, durch das Los feſtzuſtellen, welche Mitglieder 
in den einzelnen Ländern am nächſten Kongreß in Aus— 
tritt kommen ſollen. Herr Williams legt dann näher dar, 
wie im einzelnen hierbei verfahren werden ſoll. Ohne Dis— 
kuſſion genehmigt der Vorſtand die Anträge des leitenden 
Ausſchuſſes und beauftragt dieſen mit der Vornahme der 
Ausloſung der am nächſten Kongreß ausſcheidenden Mit- 
glieder des Zentralvorſtandes. 

3. Bericht des leitenden Ausſchuſſes über 
ſeine Tätigkeit ſeit der Sitzung in Köln. Dem 
Zentralvorſtand liegt ein ſchriftlicher Bericht vor, der An— 
gaben über die Mitgliederbewegung, die Tätigkeit der Ge— 
ſchäftsſtelle und die Einnahmen und Ausgaben enthält. 
= PING genehmigte ohne Diskuſſion dieſen 

ericht. 

4. Wahl des Generalſekretärs. Herr Maxwell 
teilt mit, daß, entſprechend dem Beſchluß des Zentral— 
vorſtandes in ſeiner letzten Sitzung, die Stelle eines General— 
ſekretärs mit Hilfe der genoſſenſchaftlichen Verbände in 
der geſamten Genoſſenſchaftspreſſe zur öffentlichen Bewerbung 
ausgeſchrieben worden ſei. Daraufhin find 27 Anmel— 
dungen eingegangen, die vom leitenden Ausſchuß eingehend 
geprüft wurden. Bei der Mehrzahl der Bewerber war 
ſchon von vornherein erſichtlich, daß fie über die erforder— 
lichen Qualifikationen nicht verfügten; andere haben ihre 
Bewerbung zurückgezogen, ſo daß ſchließlich nur 3 Kan— 
didaten übrig geblieben ſeien. Von dieſen habe einer in 
letzter Stunde ſeine Bewerbung zurückgezogen. Es folgt 
hierauf eine eingehende Beratung darüber, ob eine Wahl 
im gegenwärtigen Moment vorzunehmen praktiſch ſei. Ver— 
ſchiedene Mitglieder geben der Anſicht Ausdruck, daß die 
Zahl der in Frage kommenden Kandidaten ſehr klein und 
ihre Eignung für den Poſten begründetem Zweifel unter— 
liege. Deshalb ſei vorzuziehen, den gegenwärtigen provi— 
ſoriſchen Zuſtand eventuell bis zum nächſten Kongreß bei— 
zubehalten. Der Zentralvorſtand gelangte ſchließlich mit 
10 gegen 6 Stimmen zu dem Beſchluß, eine Wahl des 
Generalſekretärs vorläufig nicht vorzunehmen, dagegen den 
leitenden Ausſchuß zu bevollmächtigen, alle ihm notwendig 
erſcheinenden Schritte zu tun, um die Fortführung der 
Geſchäfte in der bisherigen Weiſe zu ermöglichen. 

5. Beratung über die am nächſten Kongreß zu 
verhandelnden Gegenſtände. Der Vorſitzende weiſt 

*) Anmerkung. Für die Ausführung dieſer Anregung in 
der Schweiz wird auf die Mitteilung unter Verbandsnachrichten 
verwieſen. 


darauf hin, daß in Anbetracht der vorgerückten Zeit eine 
umfaſſende Beſprechung dieſer Angelegenheit nicht mehr 
möglich ſei, und regt an, daß die Mitglieder des Zentral— 
vorſtandes die Verbände, welche ſie vertreten, veranlaſſen 
ſollen, ihre Wünſche bezüglich der Verhandlungsgegenſtände 
in Glasgow ſobald wie möglich dem leitenden Ausſchuß 
mitzuteilen. Die Beſchlußfaſſung über die Auswahl der 
Traktanden könne dann an der nächſten Sitzung des 
Zentralvorſtandes erfolgen. Die Mitglieder des Zentral— 
vorſtandes ſtimmen dieſer Anregung zu, unter Aufrecht— 
erhaltung des Beſchluſſes, daß die Frage der Vereinheit— 
lichung der Genoſſenſchaftsſtatiſtik auf dem Kongreß zur 
Verhandlung gelangt. 

6. Verſchiedene Mitteilungen und Zuſchriften. 
Herr Williams weiſt darauf hin, daß dieſe Sitzung des 
Zentralvorſtandes die erſte ſei, bei der Herr J. C. Gray 
unſerer Behörde nicht mehr angehöre und darin heute 
durch Herrn Whitehead erſetzt worden ſei. Er benützt 
dieſen Anlaß, um den Antrag zu ſtellen, Herrn Gray für 
feine dem I. G. B. geleiſteten großen Dienſte den beſten 
Dank zu ſagen. Dieſer Beſchluß ſei ins Protokoll aufzu— 
nehmen. Einmütig wird dem Antrage des Herrn Williams 
entſprochen. 

Hierauf gelangt ein Schreiben des Verbandes der ungar— 
ländiſchen Genoſſenſchaften zur Verleſung, worin der Wunſch 
ausgeſprochen wird, daß die Kongreſſe des I. G. B. nicht 
mit den Tagungen der internationalen Sozialiſtenkongreſſe 
zeitlich und örtlich in Verbindung gebracht werden möchten 
und daß die internationalen Genoſſenſchaftskongreſſe vor— 
wiegend der Behandlung praktiſcher Gegenſtände gewidmet 
würden. Es wird beſchloſſen, von dieſem Schreiben Kenntnis 
zu nehmen und es durch den leitenden Ausſchuß beant— 
worten zu laſſen. 

7. Beſtimmung des Zeitpunktes und Ortes der 
nächſten Sitzung. Der Zentralvorſtand beſchließt zunächſt, 
ſeine nächſte Sitzung im Auguſt nächſten Jahres abzuhalten. 
Als Verſammlungsort werden Kopenhagen und ein Ort 
in der Schweiz in Vorſchlag gebracht. Mit Mehrheit be— 
ſchließt der Zentralvorſtand, ſich Mitte Auguſt in Kopen— 
hagen zu verſammeln. 

Damit waren die Verhandlungsgegenſtände erſchöpft. 
Herr Serwy ergreift noch das Wort, um zwei Reſolutionen 
zu begründen. Die erſte bezieht ſich auf die Teilnahme der 
Genoſſenſchaften, reſp. des I. G. B. an der Ausſtellung, 
die 1913 in Gent ſtattfinden ſoll. Der Zentralvorſtand 
weiſt die Angelegenheit zur Beratung und Erledigung an 
den leitenden Ausſchuß. — In der zweiten Reſolution wird 
auf den Ausbruch des Krieges zwiſchen Italien und der 
Türkei Bezug genommen und erklärt, daß die Genoſſen— 
ſchaften den Krieg aufs ſchärfſte verurteilen und den Wunſch 
ausſprechen, daß die Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen 
Völkern endlich ziviliſierten Methoden Platz mache. 

Nach Beendigung der Verhandlungen um 5% Uhr 
folgten die Mitglieder des Zentralvorſtandes einer liebens— 
würdigen Einladung des Verbandes der belgiſchen Ge— 
noſſenſchaften zu einem Diner in der Hotellerie du Peuple, 
das unter dem Präſidium des Herrn Serwy einen ani— 
mierten Verlauf nahm und die Mitglieder des Zentral- 
vorſtandes bis in die ſpäte Abendſtunde zuſammenhielt. 


ee ee ge 


Aus unſerer Bewegung. 
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Kreis X. (K.⸗Korr. aus Baden.) Zum Referate über 
unſere Kreiskonferenz iſt noch nachzutragen, daß auch die 
Steuerfrage geſtreift wurde und es ſoll dann zur rechten 
Zeit, wenn einmal das Ergebnis der erſten Beratung des 
Steuergeſetzentwurfes vorliegt, derſelbe gemeinſam unter 
die Lupe genommen werden; ferner wird die nächſte Kon— 
ferenz in Villmergen, beim Benjamin der Verbands— 
genoſſenſchaften unſeres Kreiſes, ſtattfinden. Dann aber 
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ſolls nach einem arabiſchen Sprichwort hinunter an den 
Rhein gehen, nachdem wir bisher an den Ufern der Aare, 
Reuß, Limmat und Bünz getagt. 

„ Umſchau. Die Generalverſammlung der Konſum— 
genoſſenſchaft in Sevelen hat beſchloſſen, die am Ende 
des Jahres ausſtehenden Guthaben von Mitgliedern als 
nicht rückvergütungsberechtigt zu erklären. 

— Der Konſumverein in Erſtfeld ſucht ſich auch in 
jenen Branchen nützlich zu machen, die noch nicht in den 
Kreis ſeiner Geſchäftszweige gehören. So hat er mit dem 
Vorſtande der dortigen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaft 
Rückſprache genommen wegen der Milchpreiserhöhung, die 
er anſtatt auf 2 Cts. bloß auf 1 Cts. angeſetzt wiſſen wollte. 

— Eine außerordentliche Hauptverſammlung des 
Konſumvereins in Koppigen genehmigte den Ankauf 
einer an verkehrsreicher Straße gelegenen Liegenſchaft 
für Fr. 18,000. 

— Der Konſumverein in Aarau publiziert folgende 
Brotpreisliſte von Konſumbäckereien: 
bei eee von Kilo Weißbrot Halbweiß Ruchbrot 

7 € 33 ) 


0 Aarau 38 28 
7% Bern — 35 30 
6° Biel — 34 29 
7° Frauenfeld 40 37 34 
7˙ Luzern 36 34 
60% Schaffhauſen 39 35 33 
80% Vevey 36 — 32 
60% Winterthur 42 40 33 
6% Zürich 40 34 32 

. 


Verbandsnachrichten. 


Verhalten der Schuhinduſtriellen. I. Vom Vor⸗ 
ſtand des Verbandes ſchweiz. Schuhinduſtriellen geht uns, 
mit dem Geſuche um Veröffentlichung, folgendes Commu— 
nique, das auch in der Tagespreſſe publiziert wurde, zu. 
Wir nehmen keinen Anſtand dem Geſuch zu entſprechen. 
Das Communiqué lautet: 

Es gehen durch die Tagesblätter unrichtige Mittei— 
lungen über unſern Verband und Unwahrheiten über ein— 
zelne Mitglieder. Dem gegenüber erklären wir, daß: 

1. Der Beſchluß des Boykotts des Verbandes ſchweiz. 
Konſumvereine einmütig gefaßt wurde, und des— 
halb nicht einzelne Mitglieder, wie beiſpielweiſe 
Bally, verantwortlich gemacht werden können. 

2. Der Austritt der Schuhfabrik Strub, Glutz & Ci. 
A.⸗G. in Olten mit dem Beſchluß der Nichtlieferung 
an den Verband der Konſumvereine nichts zu 
tun hat. 

3. Die Schuhfabrik Walder, Appenzeller & Söhne 
Brüttiſellen mußte aus unſerm Verband ausge— 
ſchloſſen werden, weil ſie dem Verbandsbeſchluß 
der Nichtlieferung, an welchem ſie ſelbſt rege 
mitgewirkt hat, zuwiderhandelte. 

Verband ſchweiz. Schuhinduſtrieller. 

II. Dem gegenüber find wir verpflichtet, auch von fol— 
gender Richtigſtellung unſeren Leſern Kenntnis zu geben: 

„In unſerem Zirkular vom 25. Auguſt 1911 an die 
Verbandsvereine, worin wir den letzteren die neueſten 
Vorgänge auf dem Gebiete der Schuhvermittlung zur 
Kenntnis brachten, iſt auch behauptet worden, ein Ver— 
treter der Firma Bally in Schönenwerd bereiſe die gröſ— 
ſeren Schuhhändler der Schweiz, ſpeziell diejenigen, die 
dem Schuhhändlerverband nicht angehören, um ſie zu 
bewegen, von den Schuhfabrikanten, deren Produkte direkt 
oder indirekt durch Vermittlung des Verbandes vertrieben 
werden, keine Waren zu beziehen. 

Ein ſolches Zirkular iſt auch der Leitung der Firma 
Bally A.⸗G. durch Indiskretion ſeitens eines unſerer Ver— 
bandsvereine in die Hände gelangt. Die Direktion der 
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Firma Bally A.-G. hat dieſen Umſtand zur Veranlaſſung 
genommen, mit uns in Verbindung zu treten und uns 
zur Kenntnis zu bringen, daß dieſe Behauptung nicht den 
Tatſachen entſpreche. Zu gleicher Zeit hat ſie erklärt, ſie 
lege Wert darauf, feſtzuſtellen, daß ſie an der betreffenden 
Verſammlung des Vereins ſchweiz. Schuhinduſtrieller, an 
der über die Frage der Freigabe der Lieferung an den 
V. S. K. Beſchluß gefaßt wurde, den Antrag geſtellt habe, 
es ſei jedem Fabrikanten freizuſtellen, zu liefern oder 
nicht. Im Schuhinduſtriellenverbande habe die Firma 
Bally eben auch nur eine Stimme, nicht mehr als wie 
die kleinſte Fabrik, ſodaß ſie von den übrigen Fabrikanten 
überſtimmt worden ſei. Die Folge dieſer und anderer 
Vorgänge ſei geweſen, daß Herr Nationalrat Bally das 
Präſidium und Herr Kreis, ein Prokuriſt der Firma Bally, 
das Sekretariat des Schuhinduſtriellenverbandes nieder— 
gelegt habe.“ Die Firma Bally bleibe durch den Beſchluß 
des Induſtriellenverbandes gebunden. 

Wie nehmen keinen Anſtand von dieſer Erklärung, 
die einigermaßen überraſchend wirkt, unſeren Verbands— 
vereinen Kenntnis zu geben, wobei wir immerhin der 
Erwartung Ausdruck geben, daß unſere Verbandsvereine 
in ihrer bisherigen Haltung gegenüber den Fabrikaten 
aller Mitglieder des Schuhinduſtriellenverbandes beharren 
werden. Jetzt heißt es erſt recht, dem Schuhinduftriellen- 
verband gegenüber treu zum V. S. K. zu halten. Nur 
dadurch kann ein endgültiger Erfolg, an dem angeſichts 
der großen Bedeutung der Firma Bally nicht gezweifelt 
werden kann, erzielt werden. Je treuer nun die Verbands— 
vereine zum Verbande und den von ihm vermittelten 
Schuhmarken halten, deſto ſchneller wird der Zuſammen— 
bruch des Schuhinduſtriellenverbandes reſpektive die Auf— 
hebung ſeines Boykottbeſchluſſes erreicht werden können, 
während die gegenteilige Haltung im gegenwärtigen Mo— 
mente die Schuhinduſtriellen ermutigen würde, weiter an 
ihrem Beſchluſſe ſeſtzuhalten. 


* Eu 

II. Inſtruktionskurs für Konſumverwalter. 
Die Einberufung der in erſter Linie für den III. In⸗ 
ſtruktionskurs vorgemerkten Delegierten der Verbandsvereine, 
(vergleiche Nummer 38 des „Schweiz. Konſumvereins“ hat 
ergeben, daß eine Anzahl der dort erwähnten Verbands- 
vereine nicht in der Lage ſind, den III. Inſtruktionskurs 
beſuchen zu laſſen. Aus dieſem Grunde iſt es möglich, 
noch einer beſchränkten Anzahl Delegierten anderer Ver— 
bandsvereine die Teilnahme an dieſem Inſtruktionskurs 
zu ermöglichen. Verbandsvereine, die von dieſer Vergün— 
ſtigung Gebrauch machen wollen, ſind erſucht, ſpäteſtens 
bis Ende des Monats allfällige Anmeldungen unter ge— 
nauer Angabe der in Betracht kommenden Perſonen der 
Verwaltungskommiſſion V. S. K. einzuſenden. Unter Wieder- 
holung der in Nummer 38 publizierten Mitteilungen machen 
wir darauf aufmerkſam, daß der Kurs in den Tagen vom 
12. bis 21. November ſtattfinden wird, und daß von 
Seiten des Verbandes Koſt und Logis den Teilnehmern 
auf Wunſch vermittelt werden zu Laſten der letzteren. 
Der Kurs iſt unentgeltlich und den Teilnehmern, die den 
Kurs beendigen, wird das Retourbillet III. Klaſſe vergütet. 

* 


* * 

Jahrbuch des J. G. B. Wir bringen den Verbands⸗ 
vereinen zur Kenntnis, daß es uns möglich ſein wird, das 
Jahrbuch des J. 6. B., das in deutſcher, franzöſiſcher und 
engliſcher Sprache von nun an in jedem Jahr regelmäßig 
herausgegeben werden ſoll, in der deutſchen Ausgabe 
unſern Verbandsvereinen zu einem reduzierten Preiſe von 
maximal Fr. 2 zu vermitteln. Dieſer billige Preis iſt dadurch 
ermöglicht, daß die Mitglieder des Zentralverbandes deutſcher 
Konſumvereine ausnahmslos das Jahrbuch in deutſcher Aus⸗ 
gabe zugeſtellt erhalten und daß die dadurch bewirkte höhere 
Auflage eine Reduktion des Preiſes nach ſich ziehen kann. 
Wir empfehlen unſern Verbandsvereinen, je auf mindeſtens 
ein Exemplar dieſes Jahrbuches zu abonnieren und er- 


ſuchen die Verwaltungen der Verbandsvereine, bis ſpäteſtens 
Ende November ihre Beſtellungen an den V. S. K. einzu- 
liefern, der dann für die Zuſendung der beſtellten Exemplare 
an die einzelnen Verbandsvereine Sorge tragen wird. 

* 


* * 

Umſatz pro September 1911. Zum zweiten 
Male ſeit Beſtehen des Verbandes hat ein einzelner 
Monatsumſatz die dritte Million überſchritten. Erſtmals 
war dieſes Ereignis im Oktober 1910 zu konſtatieren und 
das zweite Mal nun im September 1911. Mit 

Fr. 3,045,509. 95 
iſt der bisher abſolut größte Monatsumſatz erreicht. Gegen— 
über dem Vorjahre ergibt ſich eine Zunahme von 
Fr. 537,647.40 = 21,4%. 
Seit Neujahr erreicht der Geſamtumſatz Fr. 22,741,542.75 
und die Zunahme beträgt Fr. 3, 476,324.81. 
* 


* * 

Eingegangene Jahresberichte: 201. Rorſchach, 
202. Nieder-Schönthal, 203. Turgi-Unter⸗Siggenthal, 204. 
Zug, 205. Amriswil, 206. Weinfelden, 207. Welſchenrohr, 
208. Murg, 209. Sevelen, 210. Niederlenz, 211. Wetzikon, 
212. Pontreſina, 213. Rupperswil, 214. Siſſach, 215. 
Frauenfeld, 216. Freienſtein-Rorbas. 
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= * 

Maßnahmen gegen die Teuerung. Im An— 
ſchluß an die Verhandlungen der zweiten Kreiskonferenz 
vom 15. Oktober hat die Verwaltungskommiſſion V. S. K. 
beſchloſſen, an den Bundesrat ein motiviertes Geſuch zu 
richten, es möchten in Anwendung von Abſatz 3 von 
Artikel 4 des Zolltarifgeſetzes die Zollanſätze auf ver— 
ſchiedene Lebensmittel ermäßigt werden. 

* 


* * 

Statiſtiſche Erhebungen über den Stand 
der Verbandsvereine pro 1910. Endlich ſind die 
deutſchen Exemplare dieſer Publikation verſandtbereit und 
werden nächſte Woche in je zwei Exemplaren an die Vereine 
der deutſchen Schweiz verſchickt werden, während die fran— 
zöſiſche Ausgabe eine bis zwei Wochen ſpäter erſcheinen wird. 
Die Herausgabe der ſchon ſeit Anfang Juli abgeſchloſſenen 
Arbeit hat ſich durch Arbeitsüberhäufung in unſerer Druckerei 
verzögert. Wir werden auf die Publikation noch zurück— 
kommen und empfehlen fie jetzt ſchon eifrigem Studium 
ſeitens der Vorſtandsmitglieder unſerer Verbandsvereine. 


Verband ſchweig. Konſumvereine. 


Einladung zur Konferenz des VI. Kreiſes 


auf Sonntag den 5. Nov. 1911, vormittags 10 Uhr, 
im Gaſthof zum „Lären“ in Twann. 


Traktanden: 
. Appell. 
. Verlejen der Protokolle der Konferenzen vom 22. Januar 
und 7. Mai a. c. 

3. Lebensmittelteuerung und Maßnahmen zur Abhilfe. 
Referent: Herr Dr. Oskar Schär, Vizepräſident der 
Verwaltungskommiſſion des V. S. K. 

4. Beſprechung der ſtatiſtiſchen Erhebungen bei den Ver— 
bandsvereinen für das Jahr 1910. Referent: Herr 
Dr. Oskar Schär. 
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Namens des Kreisvorſtandes: 
Der Präſident: Otto Berger. 
Der Verwalter: Ch. Zürcher. 
Solothurn, 19. Oktober 1911 


Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweil. Konſumvereine — Verantwortliche Medaktion: Dr. Oekar Schär. 


Zur gefl. Beachtung. 


Im Interesse einer prompten Erledigung der Auf- 
träge ersuchen wir die verehrl. Vereinsverwaltungen. 
sich an untenfolgende Regeln zu halten. Wenn 
hier diese Bitte ausprechen, so leitet uns das Bestreben, 
die Vereine in jeder Beziehung zu befriedigen. Indessen 
hängt dies nicht allein von uns ab. Zur prompten 


| 
| 


wir | 


Ausführung eines Auftrages können die Verwaltungen | 


sehr viel beitragen. Namentlich möchten wir denselben 
empfehlen, die Warenbestellungen nach unsern Ahtei— 
lungen zu separieren und nicht alle möglichen Mit- 
teilungen und Anfragen in buntem Durcheinander auf 
ein Blatt zu schreiben. Man bedenke, dass täglich beim 
V.S.K. ca. 1500 Korrespondenzen eingehen und daher 
jede Erleichterung und praktische Anordnung des Auf- 
traggebers angenehm empfunden wird. 
Zu beachtende Ratschläge bei Notierung 
der Bestellungen. 

1. Alle Bestellzettel sind genau auszufüllen. Der 
Name des Vereins, event. die nähere Bezeichnung der 
Ablage mit Eisenbahnstation sind deutlich anzugeben 

2. Die Warenbestellungen sind entspreehend unsern 
Warenabteilungen auf separaten Bulletins zu gruppieren, 
wodurch die Ausführung erleichtet wird (Zz. B. ist Kaffee 
(Abteilung I) nicht auf dem gleichen Zettel mit Wein 
(Abteilung VII) zu. bestellen. Dieses Verfahren hat den 
Vorteil, dass die Aufträge bei Ankunft sofort den be- 
treffenden Abteilungen zugeteilt werden können, während 
andernfalls, wenn Waren verschiedener Abteilungen 
auf dem gleichen Bulletin bestellt werden, dieses von 
Abteilung zu Abteilung geht und so Zeitverlust ver- 
ursacht wird. Die Befolgung obiger Empfehlung er— 
möglicht eine raschere Abfertigung der Aufträge, was 
sowohl im eigenen Interesse des Vereins als auch der 
Verbandes liegt. 

3. Auf jede Linie ist nur ein Artikel zu schreiben 

4. Die erste Kolonne ist nieht auszufüllen. 

5. Bei Bestellungen mit direkter Ablieferung in die 
Ablagen sind letztere deutlich anzugeben und sind solche 
Aufträge ebenfalls für jede Ablage mit separatem Bulletin 
unter Berücksichtigung unserer Warenabteilungen zu 
notieren. 

6. Bei Korrespondenzen (Briefen) sind die Abtei- 
lungen ebenfalls zu berücksichtigen. 

Abteilungen: 

I. Kolonialwaren. 

II. Zucker. 

III. Fabrikationsartikel. 

IV. Papierwaren, Bureauartikel, 

V. Fleischwaren, Eier, Butter und Oele. 

VI. Käse. 

VII. Weine. 

VIII. Landesprodukte. 

IX. Brennmaterialien. 

X. Manufakturwaren, Bonneterie, Mercerie. 

XI. Schuhwaren. 

XII. Allgemeine Verwaltung. 
XIII. Sekretariat und Propaganda. 
XIV. Auskünfte. 
XV. Reklamationen. 
XV. Buchhaltung. 
XVII. Kassa. 
XVIII. Buchdruckerei. 
XIX. Versicherungswesen. 
XX. Laboratorium. 
XXI. Bank. 


Den Vereinsverwaltungen halten wir zweck- 


mässige Bestellhefte gratis zur Verfügung. 


A lire s. v. p. 


Dans Pintérét d'une prompte effeetuation des com- 
mandes, nous prions les administrations des sociétés de 
bien vouloir observer les régles ei-apres. Si nous renou- 
velons la présente recommandation iei m&me, c'est dans 
"unique pröoceupation de bien servir les sociétés. Mais ceci 
ne depend pas que de nous: par exemple, les sociétés elles- 
memes peuvent beaucoup eontribuer ä la prompte exéeution 
d'un ordre. Nous insistons tout partieulierement pour que 
les sociétés fassent leurs commandes de marchandises sur 
des bulletins separes pour chaque département distinet. II 
faut absolument eviter de faire toutes espèces de communi— 
tions et demandes sur une m&me feuille de papier. On ne 
doit pas oublier que Union recoit chaque jour environ 
1500 lettres, cartes, ete. et que par conséquent il depend 
beaucoup des sociétés de nous en faciliter le dépouillement. 

Indications à observer lors de la transmission 

des commandes. 

1. Les commandes doivent &tre faites d'une maniere 
exacte et claire. On est prie d’indiquer exactement le nom 
de la société, eventuellement l’adresse des succursales 
ainsi que la gare destinataire. 

2. Les ordres doivent tre groupes par bulletinssepares, 
selon nos divers departements, ce qui en facilitera l’ef- 
feetuation. Ainsi, par exemple, le cafe (dep! I) ne doit 
pas etre commande par le me&me bulletin que le vin 
(dep' VII). En agissant ainsi, les commandes peuvent, 
etre remises des leur reception aux departements respec- 
tits, tandis qu’autrement, lorsque les machandises de 
plusieurs departements sont eommandees sur le m&me 
bulletin, celui-ei doit eireuler d'un département à l’autre 
et il en resulte une perle de temps. L'observation de 
cette recommandation rend possible une effectuation plus 
rapide des commandes, ce qui est autant dans le propre 
intérét des sociétés que dans celui de l’Union. 

3. Sur une ligne ne doit figurer qu’un seul article. 

4. La premiere colonne doit rester libre. 

5. Les commandes devant étre livrees directement 
aux suceursales doivent indiquer adresse de ces dernieres. 
Ces commandes doivent zassi étre faites par bulletins 
séparés pour chaque succursale en tenant compte à cet 
effet de nos divers departements. 

6. I y a également lieu de tenir compte des divers 
departements en ce qui concerne la correspondance. 

Departements: 

I. Denrees coloniales. 
. Sucres. 
Article de fabrication. 
Papeterie, Articles de bureau. 
Viandes fumèes, Oeufs, Beurre et Huiles. 
. Fromages. 
Vins. 
. Produits agricoles. 
Combustibles. 
Tissus, Lainages, Files et Bonneterie, etc. 
Chaussures. 
. Administration generale. 
Secretariat et Propagande. 
. Renseignements. 
. Reclamations. 
Comptabilite. 
. Caisse. 
. Imprimerie. 
Assurances. 
. Laboratoire. 
. Banque. 


Nous fournissons les bulletins de commande 
gratuitement aux sociétés. 
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Verbandes schweiz. Konsumvereine (V.S.K.) 
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J. Die Eigenpackung U. S. K. ist eine Garantie gegen willkürliche Preise der Fabrikanten, 

ein Mittel zur Befreiung der Konsumenten von den teuren Markenartikeln. 

Die Eigenpackung V. S. R. ist bei gleicher Qualität der Produkte billiger als die 

Konkurrenzprodukte. 

3. Die Eigenpackung V. S. K. fördert die Unabhängigkeit und die Bewegungsfreiheit des 
V. S. K. und seiner Mitglieder, da ein Zwang zum Einkaufen der unvorteil- 
haften Markenartikel nicht mehr besteht. 

4. Die Eigenpackung U. S. K. bringt eine Vereinfachung in den Betrieb der Vereine, indem 
sich dessen Organe nicht mehr mit einer ganzen Anzahl von verschiedenen 
Marken unnötigerweise abzumühen brauchen. 

5. Die Eigenpackung U. S. R. ist eine kostenlose Propaganda für das Genossenschafts- 
wesen, sie macht die Konsumenten auf die Konsumvereine, statt auf Privat- 
geschäfte aufmerksam. 

6. Die Eigenpackung V.S.K. erspart den Konsumenten die Kosten für teure Luxus- 
packungen. 

7. Die Eigenpackung V. S. K. bedeutet eine Vorarbeit zur Lösung des sehr wichtigen 
Problems der Eigenproduktion. Der V. S. K. macht sich von fremden Marken #%% 
frei, gewöhnt die Konsumenten an seine eigene Packung mit Schutzmarke Y 


1 


und konzentriert seinen Umsatz in rationellster Weise. 


Die Eigenpackungen des V. S. K. sind alle mit dessen Schutzmarke versehen. — 
87 * 
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Unsere Schutzmarke hat den Zweck: 
I. Die Eigenpackung des V. S. K. leicht erkenntlich zu machen, 
2. dem Konsumenten ein Garantiezeichen für gute und preiswürdige Ware zu sein. 
Aus diesen Gründen liegt es sehr im Interesse, sowohl der Konsumverwaltungen 
als auch der Konsumenten, wenn sie bei ihren Einkäufen den nachstehend verzeichneten 
Eigenpackungen des U. S. K., versehen mit dessen Schutzmarke, den Vorzug geben: 


Bodenwichse Hochglanzfett Röstkaffee 
Borax Kochfett Seifen 

Cacao Kokosfett Stahlspähne 
Gewürze Kräutertee Tee 
Glättekohlen Olivenöl Waschpulver 
Glühstoff Panamarinde Zündhölzchen 


Unsere Eigenpackungen werden grundsätzlich ohne Geschenkbeilagen, 
Prämien und dergleichen in den Verkehr gebracht. 


I 
in Baſel. 


